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Die Zitierweise von Entscheidungen des EuGH in diesem Buch orientiert sich an der 
vom Rat vorgeschlagenen ECLI-Zitation, die auch vom EuGH verwendet wird 
(Schlussfolgerungen des Rates mit einem Aufruf zur Einführung des European Case 
Law Identifier (ECLI) und eines Mindestbestands von einheitlichen Metadaten für die 
Rechtsprechung, ABl. C 127 v. 29.04.2011, 1); die von Kommissionsdokumente an 
Anhang C der Interinstitutionellen Regeln für Veröffentlichungen, http://publica-
tions.europa.eu/ code/. Ich zitiere die Gerichtsentscheidungen so genau wie möglich 
mit Datum (was die Einordnung auf dem Zeitstrahl und das Inbeziehungsetzen zu  
anderen Ereignissen ermöglicht) und Spruchkörper (etwa Große Kammer, Plenum, 
Erster Senat o.ä., was die black box „Gericht“ auflöst und eine genauere Einordnung 
ermöglicht). 

Die zahlreichen Querbezüge und der Umfang des Lehrbuchs mit der Einteilung in 
mehrere Bände haben die Einführung einer neuen Verweistechnik notwendig gemacht. 
Verweise werden mit einem � eingeleitet, der von einer Bandangabe in römischer 
Ziffer (etwa ��) und einer Randnummer gefolgt wird (� ��� verweist somit auf die erste 
Randnummer des ersten Bandes). 



���� �
�

!��"����#$�%�����&��#'�(�
&�)������"������������





*�+�!��"�������,������$����������&�)��

�-�."�������,������$�/�����0#,'������
A. „Rechtsgemeinschaft“ und Compliance 
Das Recht hat von Beginn an eine außerordentliche Rolle im Prozess der euro-
päischen Integration gespielt. Von Walter Hallstein, dem ersten Präsidenten der 
Kommission, stammen die Sätze: „Nicht Gewalt, nicht Unterwerfung ist als 
Mittel eingesetzt, sondern eine geistige, eine kulturelle Kraft: das Recht. Die 
Majestät des Rechts soll schaffen, was Blut und Eisen in Jahrhunderten nicht 
vermochten.“1 Auch heute wird die Union als „Rechtsgemeinschaft“ bezeich-
net, nicht nur von der Literatur2, sondern auch und gerade vom EuGH selbst: 

„[281] Insoweit ist daran zu erinnern, dass die Gemeinschaft eine Rechtsgemeinschaft 
ist, in der weder ihre Mitgliedstaaten noch ihre Organe der Kontrolle daraufhin, ob ihre 
Handlungen mit der Verfassungsurkunde der Gemeinschaft, dem Vertrag, im Einklang 
stehen, entzogen sind, und dass mit diesem Vertrag ein umfassendes System von 
Rechtsbehelfen und Verfahren geschaffen worden ist, das dem Gerichtshof die Über-
prüfung der Rechtmäßigkeit der Handlungen der Organe zuweist …“3

_________ 
1 Hallstein, Die Europäische Gemeinschaft, Düsseldorf/Wien 1973, 53. Der Feierlich-

keit des Augenblicks (Ehrenpromotion in Padua), der Symbolhaftigkeit des Amtes und 
vielleicht auch dem Idealismus des Juraprofessors ist freilich Hallsteins zu weit gehende 
Ansicht geschuldet, dass nicht nur die Gewalt, sondern auch „politischer Druck durch die 
Herrschaft des Rechts ersetzt“ wurde; eine „Ablösung der Macht durch das Recht“ hat nicht 
stattgefunden (dazu �����11): Hallstein, Die EWG – eine Rechtsgemeinschaft, in: Opper-
mann (Hrsg.), Europäische Reden, Stuttgart 1979, 341 (348). 

2 Statt vieler Voßkuhle, Europa als Rechtsgemeinschaft?! Gefährdungen und Heraus-
forderungen, in: Stock/Markschies/Hauer (Hrsg.), Zukunftsort: Europa, Berlin u.a. 2015, 
135; ders., „Integration durch Recht“: Der Beitrag des Bundesverfassungsgerichts, JZ 
2016, 161 (161 f.); T. Möllers/Zeitler (Hrsg.), Europa als Rechtsgemeinschaft – Währungs-
union und Schuldenkrise, Tübingen 2013; von Bogdandy, Supranationaler Föderalismus 
als Wirklichkeit und Idee einer neuen Herrschaftsform, Baden-Baden 1999, 53 f.; Mayer, 
Europa als Rechtsgemeinschaft, in: Schuppert/Pernice/Haltern (Hrsg.), Europawissen-
schaft, Baden-Baden 2005, 429; Blomeyer/Schachtschneider (Hrsg.), Die Europäische 
Union als Rechtsgemeinschaft, Berlin 1995; Zuleeg, Die Europäische Gemeinschaft als 
Rechtsgemeinschaft, NJW 1994, 545; Kottmann, Introvertierte Rechtsgemeinschaft: Zur 
richterlichen Kontrolle des auswärtigen Handelns der Europäischen Union, Heidelberg u.a. 
2014; Volkmann, Was ist Europa, Merkur 2014, 1059 (1061 f.). 

3 Urteil Kadi und Al Barakaat/Rat und Kommission (Kadi I) v. 03.09.2008 (Große 
Kammer), verb. Rs. C-402/05 P und C-415/05 P, EU:C:2008:461, Rz. 281. Weitere Bei-
spiele unter vielen: Urteil Parti Ecologiste ,Les Verts‘ v. 23.04.1986, Rs. 294/83, 
EU:C:1986:166, Rz. 23; Urteil Foto-Frost v. 22.10.1987, Rs. 314/85, EU:C:1987:452, 
Rz. 16; Urteil Kadi/Rat und Kommission (Kadi I) v. 21.09.2005 (Zweite erw. Kammer), 
Rs. T-315/01, EU:T:2005:332, Rz. 209. 
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Obwohl sich die Bedeutung des Rechts im Integrationsprozess gewandelt hat, 
ist sie nicht geschmälert.4 Die Union hat sich seit ihrer Gründung bis zur Un-
kenntlichkeit verwandelt, indem sie sich neue Politikfelder erschlossen, Kom-
petenzen akkumuliert, institutionelle Prozesse reformiert und bedeutend erwei-
tert hat. Sie hat sich auch längst auf die Suche nach einer eigenen politischen 
Imagination und damit ihrer eigenen Identität gemacht und damit ein Feld be-
treten, auf dem ihre Mitgliedstaaten nicht mehr lediglich Kompetenz-, sondern 
Identitätsverluste befürchten müssen. Die Union ist längst eine politische Ge-
meinschaft (allerdings mit einem defizitären Begriff des Politischen). Der Cha-
rakter als Rechtsgemeinschaft reicht als Legitimationsgrundlage für europä- 
isches Regieren nicht mehr aus: Europa wird nicht mehr, wie noch der frühere 
EuGH-Richter Ulrich Everling meinte, nur durch die Autorität des Rechts zu-
sammengehalten.5 Dennoch spielt das Recht nach wie vor eine herausragende 
Rolle. Dabei stellt sich immer mehr heraus, dass Unionsrecht kein Instrument 
mit eingebauter integrativer Teleologie ist; es ist nicht einmal eine Einheit. Die 
rechtliche Architektur der Union kann man eher als Vernetzung von Rechts- 
regimen, Rechtsordnungen und Rechtsräumen beschreiben. Die Entstehung 
dieser „cross-referenced legal fields“ macht es schwierig bis unmöglich, das 
Unionsrecht als einheitlichen Rechtskörper aufrechtzuerhalten.6

Umso stärker ist die europäische Gerichtsbarkeit (die aus dem EuGH und 
den nationalen Gerichten gemeinsam besteht) herausgefordert. Ihre Aufgabe 
ist kaum zu überschätzen. Die Union begann als weitgehend klassische inter-
nationale Organisation, deren Rechtsordnung die normative Textur von 
Völkerrecht besaß. Völkerrecht ist zwar „Recht“, doch reicht es nicht an die 
strenge Verbindlichkeit staatlichen Rechts heran. Souveräne Staaten sind im-
mer versucht, völkerrechtliche Normen und Urteile transnationaler Spruch- 
körper mit einer politischen Logik des nationalen Interesses zu überziehen. 
Souveränität und völkerrechtliche Normativität werden häufig als gegen- 
läufig gedacht; die Befolgungsbereitschaft von Staaten hängt im Völkerrecht 
regelmäßig von politischen Erwägungen ab. Da kein wirklich zwingender 
Durchsetzungs- und Erzwingungsmechanismus besteht, bleiben Rechtsbrüche 
darüber hinaus häufig unsanktioniert. Wenn man den Blick zwischen völker-
rechtlicher Literatur und Staatenpraxis schweifen lässt, liegt dieser Querstand 
offen zu Tage. Einerseits ist das Interesse an der Etablierung und der Funktion 
transnationaler Spruchkörper gerade bei Juristen sehr groß, so dass bereits die 

_________ 
4 Walker, The Place of European Law, in: de Búrca/Weiler (Hrsg.), The Worlds of Eu-

ropean Constitutionalism, Cambridge (Engl.) 2012, 57; Haltern, The Dawn of the Political: 
Rethinking the Meaning of Law in European Integration, SZIER 2004, 585. 

5 Everling, Zur Begründung der Urteile des EuGH, EuR 1994, 127. Zur Bedeutung des 
Rechts und des EuGH in der Krisenbewältigung ders., Justizielle Krisenbewältigung: Der 
EuGH als Garant des europäischen Rechts, EuR 2015, Beiheft 2, 85. 

6 Zu diesen Beschreibungen frühzeitig etwa Harding, The Identity of European Law, 
ELJ 6 (2000), 128; Bañkowski/Christodoulis, The European Union as an Essentially Con-
tested Project, ELJ 4 (1998), 341; Shaw, Postnational Constitutionalism in the European 
Union, in: Christiansen/Jørgensen/Wiener (Hrsg.), The Social Construction of Europe, 
London u.a. 2001, 66. 
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Quantität der theoretischen Auseinandersetzungen hiermit eine gewichtige 
Rolle von Gerichten in den internationalen Beziehungen nahezulegen scheint. 
Andererseits richten Staaten ihr Verhalten nicht in erster Linie an normativen 
Vorgaben des Völkerrechts und deren Konkretisierung durch transnationale 
Gerichte aus; der praktische Einfluss ist vergleichsweise gering.7

Die normative Textur des Rechts der Europäischen Union ist trotz der Ab-
stammung der Union aus dem Völkerrecht eher mit staatlichem Recht zu ver-
gleichen: Unionsrecht „gilt“ wie staatliches Recht. Nicht nur werden etwa 
Richtlinien zu durchschnittlich über 98 % fristgemäß von den Mitgliedstaaten 
umgesetzt.8 Auch die Urteile des EuGH sind verhandlungssicher. Sie werden 
nicht – wie Urteile vieler völkerrechtlicher Spruchkörper – am Maßstab einer 
politischen Logik gemessen, sondern befolgt. 

Dies ist sehr bemerkenswert. Wie gelingt es der Union, auf transnationaler 
Ebene eine Rule of Law herzustellen, deren Befolgungsniveau dem eines Na-
tionalstaates gleicht? An einem staatenähnlichen Durchsetzungsmechanismus 
kann es nicht liegen, denn die Union besitzt keine Polizei, die die Mitglied- 
staaten zum Rechtsgehorsam zwingen könnte: Das Gewaltmonopol liegt nach 
wie vor bei den einzelnen Mitgliedstaaten. Die Urteile des EuGH sehen so aus 
wie Urteile des IGH. Doch bereits quantitativ existieren diese Spruchkörper in 
unterschiedlichen Universen. Der IGH entscheidet jährlich nur eine Handvoll 
Fälle; im Gerichtsjahr 2013/14 erließ er drei Urteile und meinte dazu selbst in 
seinem Bericht an die UN-Generalversammlung: „During the judicial year 
2013-14, the International Court of Justice was once again particularly active.“9

Der Gerichtshof hat 2015 616 Urteile und Beschlüsse erlassen; das Gericht 
(EuG, früher Gericht erster Instanz), das zum Gerichtshof der Europäischen 
Union gehört, hat weitere 987 Urteile und Beschlüsse erlassen; das Gericht für 
den öffentlichen Dienst, ebenfalls ein (inzwischen in das Gericht inkorporierter) 

_________ 
7 So kommt es zu einem Auseinandertreten von institutioneller Struktur und materiel-

lem Gehalt, das z.T. durch den Kalten Krieg erklärt werden kann: Vor 1989 konnten Insti-
tutionen errichtet und Normen erlassen werden, da man die Wirksamkeit und Durchsetzung 
ohnehin nicht fürchten musste. Mit dem Ende des Kalten Krieges stellte sich dann das 
Problem, dass sich die Staaten einer normativen Struktur gegenübersahen, hinter deren vol-
ler Durchsetzung sie nicht standen. Der Normativität von Völkerrecht kam dies nicht 
zugute; die Hoffnungen auf eine neue, rechtsgeleitete Weltordnung erfüllten sich nicht. 
Vgl. statt vieler Kahn, Speaking Law to Power: Popular Sovereignty, Human Rights, and 
the New International Order, Chicago JIL 1 (2000), 1. 

8 Das durchschnittliche Umsetzungsdefizit im Binnenmarkt betrug im Juli 2016 0,7 % 
(EU 28). Deutschland lag im Jahr 2016 bei 0,9 % mit zehn Richtlinien, deren Umsetzung 
nicht mitgeteilt war. An der Spitze lagen Luxemburg mit 1,5 % sowie Polen mit 1,4 % und 
17 bzw. 15 Richtlinien, deren Umsetzung nicht mitgeteilt war. Vgl. European Commission, 
Internal Market Scoreboard, last updated 15 July 2016, http://ec.europa.eu/internal_mar-
ket/scoreboard/performance_by_member_state/index_en.htm. 

9 Report of the International Court of Justice, 01 August 2013 - 31 July 2014, New York 
2014, A/69/4, 5, http://www.icj-cij.org/court/en/reports/report_2013-2014.pdf. Fairerweise ist 
zu ergänzen, dass der IGH auch 13 Verfügungen erlassen hat. 
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Teil des Gerichtshofes der EU, weitere 152.10 Anders als der IGH wird der 
EuGH von den Mitgliedstaaten frequentiert und als tatsächliches „Gericht“ 
angenommen. Woran liegt das? 

Es gibt mittlerweile gute Studien zum Problem der Rechtsbefolgung  
(„Compliance“).11 Die Politikwissenschaften identifizieren eine Reihe von Va-
riablen, die zu transnationaler Compliance beitragen. Hierzu gehören (1) ein 
rationales institutionelles Gefüge, das eine leichte Kontrolle der Rechts- 
befolgung erlaubt und in dem Sanktionen die sanktionierende Partei nicht viel 
kosten; (2) Verrechtlichung, die gerichtsförmige Spruchkörper, Vorrang und 
unmittelbare Geltung der Vorschriften (sog. rechtliche Internalisierung) sowie 
ihre unmittelbare Anwendbarkeit durch die Bürger (sog. zivile Internalisierung) 
beinhaltet, (3) Legitimität, in der die Normadressaten am politischen Prozess, 
an der Normherstellung und der Normanwendung teilnehmen, sowie (4) Ma-
nagement, das dafür Sorge trägt, dass alle Parteien ausreichende Fähigkeiten 
zur Umsetzung besitzen und dass genügend Flexibilität zur Verfügung steht.12

Die Variablen zeigen, wie relevant politikwissenschaftliches Gedankengut für 
die Rechtswissenschaft und umgekehrt ist: (1) und (2) sind im engeren Sinne 
juristische Fragen, (3) und (4) haben ebenfalls starken juristischen Bezug. Es 
obliegt also einer rechtswissenschaftlichen Analyse, die politikwissenschaftlichen 
Annahmen über Rechtsbefolgung in transnationalen Systemen mit Inhalt zu 
füllen. 

Genau dies geschieht in den §§ 5 bis 7. Sie erläutern zum einen die verschie-
denen unionsrechtlichen Rechtsschutzverfahren und führen in das Verfahrens-
recht der Union ein. Sie erklären zum anderen die überraschende Tatsache, dass 
das Recht der Europäischen Union „Recht“ ist, dem die Mitgliedstaaten gehor-
chen, ohne politische Nützlichkeitserwägungen anzustellen. Wie gezeigt wer-
den wird, operiert europäischer Rechtsschutz erstens in einem Tandemsystem, 
in dem der Gerichtshof der Europäischen Union einerseits und die mit- 
gliedstaatlichen Gerichte andererseits zu einer arbeitsteiligen Kooperation 
zusammengeschlossen sind. Darüber hinaus existieren zweitens verschiedene 
Regeln je nachdem, wer Urheber der Rechtsverletzung ist. Diese Verdoppelun-
gen führen genau zu den Faktoren, die in transnationaler Compliance resultie-
ren. Die Befolgung des Rechts kann leicht kontrolliert und der Bruch des 
Rechts kostengünstig sanktioniert werden, weil betroffene, klagende Bürger 
aktiviert werden und die Rolle des Rechtsdurchsetzers – eines „privaten Staats-
anwalts“ – einnehmen. Verrechtlichung ist durch zentrale (Gerichtshof und 
_________ 

10 Gerichtshof der Europäischen Union, Jahresbericht 2015: Überblick über die Tätig-
keit des Gerichtshofs, des Gerichts und des Gerichts für den öffentlichen Dienst der Euro-
päischen Union, Luxemburg 2016, http://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/applica-
tion/pdf/2016-08/de_rapport_annuel_2015_activite_judiciaire_de.pdf. 

11 Speziell zu Compliance in der Union etwa Cremona (Hrsg.), Compliance and the 
Enforcement of EU Law, Oxford 2012; Tallberg, Paths to Compliance: Enforcement, Man-
agement, and the European Union, Int. Org. 56 (2002), 609; Falkner/Treib/Hartlapp/ 
Leiber (Hrsg.), Complying With Europe, Cambridge (Engl.) 2005. 

12 Ausf. Zürn/Joerges (Hrsg.), Law and Governance in Postnational Europe, Cambridge 
(Engl.) 2005, dort insb. Zürn/Neyer, Conclusions – The Conditions of Compliance, 183 ff. 
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Gericht) und dezentrale (mitgliedstaatliche Gerichte) Spruchkörper ebenso ver-
wirklicht wie rechtliche und zivile Internalisierung (��**�6��7). Betroffene Par-
teien nehmen an der Rechtsdurchsetzung teil (sie partizipieren auch etwa durch 
Interessenvertretung und Wahlen an der Rechtsetzung, aber dies ist eine Frage, 
die in §§ 3 und 4 behandelt wurde). Das Rechtsschutzsystem der Union – die 
Praxis ihres Prozessrechts – ist damit der Schlüssel zur europäischen Compli-
ance, die dem Völkerrechtler wie ein Wunder vorkommen muss. 

Nur mit Dogmatik ist hier freilich wenig gewonnen. Wie jeder internatio-
nale Spruchkörper besitzt der EuGH eine eigene Satzung und einen Basistext 
– die Unionsverträge und das europäische Sekundärrecht –, von dem er ausge-
hen muss. Es ist wichtig, diese Texte zu erfassen. Doch aus ihnen allein kann 
sich eine Erklärung für die Compliance nicht ergeben: Erst in der Praxis zeigt 
sich die Qualität dieser Texte. Warum Regierungen nicht aufbegehren, natio-
nale Gerichte kooperieren und Bürger ihre staatsanwaltliche Rolle bereitwillig 
spielen, hängt von vielen verschiedenen Faktoren ab, die sich in der Wortlaut- 
oder systematischen Auslegung nicht finden lassen. Gerichtliche Selbstver-
ständnisse, nationale Rechtskulturen, richterlicher Machtgewinn, Gewalten- 
balance im Mehrebenensystem, gerichtliche Dialoge, Arbeitsüberlastungen, 
Besetzungen von Richterbänken, politische Kontexte – all dies beeinflusst ein 
Rechts- und Rechtsschutzsystem. In Europa hat eine glückliche Konstellation 
dieser Faktoren zu einem außerordentlich erfolgreichen System geführt, das im 
Zentrum der Integration steht. Prozessrecht wird so zum Kernelement einer 
großen geschichtlichen Hoffnung, deren Konturierung die Europäische Union 
ist. 

Es ist Aufgabe des Rechtswissenschaftlers, diesen Kontext im juristischen 
Denken zu berücksichtigen. Erstens gerät sonst ein guter Teil dessen aus dem 
Blick, was die Pointe des Prozessrechts ausmacht. Zweitens kann die Anreiche-
rung der politikwissenschaftlichen Überlegungen nicht den Politikwissen-
schaftlern selbst überlassen werden, da es sich um genuin juristische und dog-
matische Analyse handelt. Drittens ermöglicht nur dieser Kontext eine trenn-
scharfe Untersuchung der eigentlichen unionsrechtlichen Dogmatik. Wie kann 
man EuGH-Urteile verstehen, wenn man nicht berücksichtigt, dass der EuGH 
um die freiwillige Kooperation der mitgliedstaatlichen Gerichte werben muss? 
Wie will man die überwältigende Vorlagefreudigkeit der unteren nationalen 
Fachgerichte – die lediglich ein Vorlagerecht besitzen, aber keiner Vorlage-
pflicht unterliegen – erklären, wenn man nicht gerichtliche Dialogtheorien oder 
den Umstand von richterlichem Machtzuwachs ernst nimmt? Wer den Kontext 
nicht studiert, wird weder Vergangenheit, Gegenwart noch Zukunft des 
europäischen Rechtsschutzes begreifen. 

Die Geschichte des unionsrechtlichen Rechtsschutzsystems ist nicht die Ge-
schichte des Gerichtshofes, des Gerichts und des Gerichts für den öffentlichen 
Dienst allein, sondern die Geschichte dieser Gerichte und der nationalen 
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Gerichte.13 Auch dies läuft eine Rechtswissenschaft, die sich nur auf die Norm- 
auslegung konzentriert, Gefahr zu vergessen. Die auszulegenden Normen sind 
die Art. 19 EUV, 251 ff. AEUV, deren Gegenstand der Gerichtshof der Euro-
päischen Union ist. Dies aber ist nur ein Teil der Geschichte. Die Luxemburger 
Interaktionen mit den mitgliedstaatlichen Gerichten (und sekundär mit den mit-
gliedstaatlichen Regierungen) sind von entscheidender Bedeutung für Dogma-
tik, Praxis und Theorie des europäischen Rechtsschutzes und des gesamten eu-
ropäischen Rechts. Diese Interaktionen können dogmatisch analysiert werden. 
Welche Bedeutung hat etwa die in Art. 267 Abs. 3 AEUV vorgeschriebene 
Vorlagepflicht letztinstanzlicher Gerichte? Was geschieht, wenn sie sich ent-
gegen ihrer Pflicht einer Vorlage verweigern? Ist die Pflicht tatsächlich uni-
onsrechtlich erzwingbar? Sollte das Ergebnis darin bestehen, dass eine letzte 
Erzwingbarkeit weder seitens des EuGH noch seitens der Kommission besteht, 
muss man den engeren Bereich dogmatischen Denkens verlassen und den Kon-
text miteinbeziehen: Sollte der EuGH auch um die letztinstanzlichen Gerichte 
– trotz deren Vorlagepflicht – werben müssen? Wenn ja, wie tut er das? War er 
erfolgreich? Wenn nein, hat er seine Strategie gewechselt und den Druck auf 
die Höchstgerichte auf andere Weise erhöht? Diese Fragen beschreiben kein 
interdisziplinäres Forschungsprogramm. Zwar muss man sich auf Statistiken 
und politikwissenschaftliche oder soziologische, manchmal sogar kultur- 
theoretische Erklärungsmuster einlassen. Doch all diese Muster dienen dem 
besseren Verständnis der Tätigkeit des EuGH und der Bedeutung seiner 
Urteile. Es ist rechtswissenschaftliche Arbeit. 

Die §§ 5 - 7 widmen sich der Systematik des europäischen Rechtsschutz- 
systems und wollen Verständnis für das Ineinandergreifen der verschiedenen 
Ebenen und Aufgaben der „Unionsgerichtsbarkeit“ wecken.14 Dies geschieht 
sowohl durch großflächige systematische Analyse als auch durch kleinteilige 
dogmatische Überlegungen. Erst in der Verflechtung dieser beiden Ebenen 
ergibt sich ein der Komplexität des Gegenstands angemessenes Bild vom Funk-
tionieren der Unionsgerichtsbarkeit. 

�-�!���)�������#$�����&��#'8������9�#������:�����
B. Der Gerichtshof der Europäischen Union als Organ
Der Begriff „Gerichtshof der Europäischen Union“ bezeichnet nicht einen ein-
zigen Spruchkörper, sondern (nach dem Vertragswortlaut) drei, die zu einer 
organisatorischen Einheit verbunden sind. Der Gerichtshof der Europäischen 
Union umfasst nach Art. 19 Abs. 1 Satz 1 EUV den Gerichtshof (hier nach wie 
vor EuGH genannt), das Gericht (früher Europäisches Gericht erster Instanz, 
hier nach wie vor EuG genannt) und Fachgerichte. Das Gericht (EuG) wurde _________ 

13 Tridimas, Bifurcated Justice: The Dual Character of Judicial Protection in EU Law, in: 
Court of Justice of the European Union (Hrsg.), The Court of Justice and the Construction of 
Europe: Analyses and Perspectives on Sixty Years of Case-law, Den Haag u.a. 2013, 367. 

14 Eines der besten Bücher zum Thema spricht daher auch im Plural von „European 
Courts“: Slaughter/Stone Sweet/Weiler (Hrsg.), The European Courts and National Courts: 
Doctrine and Jurisprudence, Oxford 1998. 
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1988 errichtet; Fachgerichte sind nicht eingerichtet. Das Gericht für den öffent-
lichen Dienst (EuGöD), das 2004 errichtet worden war, hat seine Tätigkeit am 
1. September 2016 eingestellt, nachdem seine Zuständigkeiten im Rahmen der 
im Dezember 2015 verabschiedeten Reform des Gerichtssystems der Union auf 
das Gericht übertragen worden waren. Der EuGH hat 28 Richter (einen je Mit-
gliedstaat). Das EuG hatte ebenfalls 28 Richter, das EuGöD hatte sieben. Die 
Reform des Gerichtssystems führt zu einer schrittweisen Erhöhung der Richter- 
zahlen am EuG. Im April 2016 wurde die Zahl um 12 Richter erhöht; im 
September 2016 erhöhte sie sich um weitere sieben Richter, die aus dem 
EuGöD in das EuG integriert wurden. Im Herbst 2019 wird die Zahl um weitere 
neun erhöht, so dass das EuG dann 56 Richter (zwei je Mitgliedstaat) haben 
wird. Damit werden dann 84 Richter am Gerichtshof der Europäischen Union 
arbeiten. Daneben gehören dem Gerichtshof der Europäischen Union elf 
Generalanwälte an. 

�-�&�)�(�����������

Der EuGH besteht aus je einem Richter pro Mitgliedstaat (Art. 19 Abs. 2 Satz 1 
EUV, derzeit 28 Richter). In persönlicher Hinsicht müssen die Richter „jede 
Gewähr für Unabhängigkeit bieten und in ihrem Staat die für die höchsten richter- 
lichen Ämter erforderlichen Voraussetzungen erfüllen oder Juristen von aner-
kannt hervorragender Befähigung sein“, Art. 253 Abs. 1 Satz 1, 1. Halbsatz 
AEUV (und Art. 19 Abs. 2 UAbs. 2 Satz 1 EUV). In verfahrensmäßiger Hin-
sicht werden die Richter „von den Regierungen der Mitgliedstaaten im gegen-
seitigen Einvernehmen nach Anhörung des in Art. 255 vorgesehenen Aus-
schusses auf sechs Jahre ernannt“, Art. 253 Abs. 1 Satz 1, 2. Halbsatz AEUV. 
Die Amtszeit beträgt sechs Jahre (Art. 253 Abs. 1 a.E. AEUV); eine Wiederer-
nennung ist (unbeschränkt und ohne Altersgrenze) zulässig (Art. 253 Abs. 4 
AEUV). Die relativ kurze Amtsdauer von sechs Jahren (BVerfG: 12 Jahre;  
US-Supreme Court: Lebenszeit) verbunden mit der Möglichkeit der Wieder- 
ernennung (BVerfG: keine solche Möglichkeit) hat Anlass zu Kritik gegeben, 
da dies der Unabhängigkeit der Richter abträglich sein könne; eine Reform ist 
jedoch nicht in Sicht. 

In Anbetracht des außerordentlich großen Einflusses, den der EuGH auf das 
Recht und die Politik der Union ausübt, liegt auf der Hand, dass es für die 
Mitgliedstaaten nicht unwichtig ist, wer auf der Richterbank sitzt – zumal sich 
die einzelne Richterstimme trotz des Fehlens einer möglichen abweichenden 
Meinung durchaus bemerkbar macht.15 Man muss nicht dem Rechtsrealismus 
anhängen, um zu wissen, dass die Auslegung interpretationsbedürftiger 
Rechtssätze von Vorverständnissen geprägt ist, die nicht selten wiederum von 
persönlichen Vorverständnissen der Richter abhängen. Dass gute Richter ver-
suchen, ihre persönlichen Auffassungen von der gerichtlichen Entscheidung ei-
nes Rechtsstreits fernzuhalten und man sie daran erkennen kann, dass der Inhalt 
_________ 

15 Etwa Malecki, Do ECJ Judges All Speak With the Same Voice? Evidence of 
Divergent Preferences From the Judgments of Chambers, JEPP 19 (2012), 59. 
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ihrer Urteile nicht selten im Widerspruch zum Inhalt ihrer politischen Über- 
zeugungen steht, ändert noch nichts daran, dass jede Interpretation grundsätz-
lich ein Einfallstor für persönliche Wertungen der Richterpersönlichkeit ist. 
Wenn Gerichte – woran heute eigentlich niemand mehr zweifelt – auch politi-
sche Akteure sind, und die Persönlichkeit des Richters nicht ohne Einfluss ist, 
liegt auf der Hand, dass auch die Frage der Ernennung eine politische ist.16 Im 
staatlichen Raum ist das selbstverständlich: Je näher das Gericht am Politischen 
ist, desto politischer sind die Ernennungsmechanismen. Verfassungsrichter 
unterliegen politischeren Ernennungsprozessen als Fachrichter. In Deutschland 
werden die Richter des Bundesverfassungsgerichts hälftig vom Bundestag und 
vom Bundesrat gewählt, in den USA werden die Richter des Supreme Court 
vom Präsidenten benannt und nach Befragung im Justizausschuss des Senates 
durch den Senat in ihr Amt berufen. Beide Prozesse sind hochpolitisch, die 
Politisierung des Gerichts freilich ist ganz unterschiedlich; in den USA ist sie 
bedeutend höher. Wesentlicher Grund hierfür ist die von §§ 6 und 7 BVerfGG 
geforderte Zweidrittelmehrheit, die eine Gleichschaltung des Gerichts mit der 
Mehrheit ausschließt.17 Untere Fachrichter kommen in Deutschland ohne poli-
tischen Prozess ins Amt, doch gibt es sogar hier Bestrebungen zur Politisierung, 
etwa indem die Zusammensetzung und Kompetenzen der Richterwahl- 
ausschüsse ausgedehnt werden.18 Für die deutschen Richter am EuGH und am 
EuG wurde 2009 das Richterwahlgesetz geändert. Neu eingefügt wurde Abs. 3 
in § 1, der vorsieht, dass die Richter „von der Bundesregierung im 
Einvernehmen mit dem Richterwahlausschuss“ benannt werden. 

Im Unionsrecht wurde diese politische Dimension bis 2009 durch 
Regierungsernennungen eingefangen. Über lange Zeit war das Ernennungs- 
system ganz einfach: Eine Regierung benennt „ihren“ Richter und die anderen 
Regierungen stimmen diesem Vorschlag zu. Es kam nicht vor, dass der Vor-
schlag einer Regierung abgelehnt wurde. Auch nach dem Vertrag von Lissabon 
ist es noch immer so, dass die Regierungen „ihren“ Richter im gegenseitigen Ein- 
vernehmen mit den Regierungen der anderen Mitgliedstaaten ernennen. 
Zwischengeschaltet ist nun aber die Anhörung in einem Ausschuss nach 
Art. 255 AEUV. Dieser hat die Aufgabe, „vor einer Ernennung durch die 
Regierungen der Mitgliedstaaten … eine Stellungnahme zur Eignung der Be-
werber für die Ausübung des Amts eines Richters oder Generalanwalts beim 
Gerichtshof oder beim Gericht abzugeben“, Art. 255 Abs. 1 Satz 1 AEUV. 

_________ 
16 Zu Recht daher auch der Obertitel einer frühen politikwissenschaftlichen Unter- 

suchung dieser Frage im Hinblick auf internationale Gerichte: Voeten, The Politics of 
International Judicial Appointments: Evidence from the European Court of Human Rights, 
Int. Org. 61 (2007), 669. 

17 Grimm, Die Verfassung und die Politik, München 2001, 186. 
18 Etwa Koalitionsvertrag zwischen SPD und Bündnis 90/Die Grünen Niedersachsen 

2013 – 2018, http://www.spd-fraktion-niedersachsen.de/publikationen/koalitionsvertrag/, 76; 
sowie mündliche Anfrage im niedersächsischen Landtag, 27.09.2013, http://www. mj.nieder-
sachsen.de/portal/live.php?navigation_id=3745&article_id=130167&_psmand= 13. 
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Der neue Ausschuss geht auf die Vorschläge einer Reflexionsgruppe  
zur Zukunft des Gerichtssystems zurück19, war bereits in Art. III-357 des 
Verfassungsvertrags vorgesehen und hat von dort seinen Weg in den Vertrag 
von Lissabon gefunden. Er ist zum einen dem richtigen Gedanken geschuldet, 
dass angesichts der Komplexität des Unionsrechts und der Macht, die der 
EuGH ausübt, eine objektive Qualitätskontrolle nicht unwichtig ist. Vielleicht 
haben auch die Probleme beim EGMR in Straßburg mit der Richterernennung 
zu einem kleinen nudge in Luxemburg geführt. Zum anderen ist zusätzlicher 
Druck auf das Ernennungssystem von einer intensiveren Begleitung der euro-
päischen Gerichtsbarkeit seitens der Juristen und der Politikwissenschaftler, 
die die judicialization of politics untersuchen, ausgegangen.20 Er pflanzt sich 
fort in neueren eingehenden Untersuchungen der Ernennungspraxis.21

Der Ausschuss setzt sich aus sieben Persönlichkeiten zusammen, die aus 
dem Kreis ehemaliger Mitglieder des Gerichtshofs und des Gerichts, der Mit-
glieder der höchsten einzelstaatlichen Gerichte und der Juristen von anerkannt 
hervorragender Befähigung ausgewählt werden, von denen einer vom Europä-
ischen Parlament vorgeschlagen wird, Art. 255 Abs. 2 Satz 1 AEUV. Ernannt 
werden sie durch einen Beschluss des Rates, der auf Initiative des Präsidenten 
des Gerichtshofs beschließt, Art. 255 Abs. 2 Satz 2 und 3 AEUV. Der damalige 
Präsident des Gerichtshofs der Europäischen Union, Vassilios Skouris, unter-
breitete am 29. Januar 2010 seinen Vorschlag22, der Rat erließ einen entspre-
chenden Beschluss am 25. Februar 201023 und ernannte die Mitglieder, nämlich 
den Vizepräsidenten des französischen Conseil d’Etat Jean-Marc Sauvé als 
Vorsitzenden, den ehemaligen österreichischen EuGH-Richter Peter Jann, den 

_________ 
19 Die siebenköpfige Gruppe war von der Kommission eingesetzt und tagte unter dem 

Vorsitz des ehemaligen Präsidenten des EuGH, Ole Due. Bericht der Reflexionsgruppe 
über die Zukunft des Gerichtssystems der Europäischen Gemeinschaften, Januar 2000, 
ec.europa.eu/dgs/legal_service/pdf/due_de.pdf, 51.

20 Statt vieler Hirschl, Towards Juristocracy: The Origins and Consequences of the New 
Constitutionalism, Cambridge (Mass.) 2007; ders., Constitutional Theocracy, Cambridge 
(Mass.) 2010; Alter, The European Court’s Political Power, Oxford 2010; Shapiro/Stone  
Sweet, On Law, Politics, and Judicialization, Oxford 2002; frühzeitig Tate/Vallinger
(Hrsg.), The Global Expansion of Judicial Power, New York 1997. Klassisch Shapiro, 
Courts: A Comparative and Political Analysis, Chicago 1981. 

21 Statt vieler Bobek (Hrsg.), Selecting Europe’s Judges: A Critical Review, Oxford 
2015; Dumbrovský/Petkova/van der Sluis, Judicial Appointments: The Article 255 TFEU 
Advisory Panel and Selection Procedures in the Member States, CMLRev. 51 (2014), 455; 
von Bogdandy/Krenn, Zur demokratischen Legitimation von Europas Richtern, JZ 2014, 
529; Mackenzie/Malleson/Martin/Sands, Selecting International Judges: Principle, Pro-
cess, and Politics, Oxford 2010; Sauvé, Le role du comité 255 dans la sélection du juge de 
l’Union, in: Court of Justice of the European Union (Hrsg.), The Court of Justice and the 
Construction of Europe: Analyses and Perspectives on Sixty Years of Case-law, Den Haag 
u.a. 2013, 99. 

22 Rat der Europäischen Union, Übermittlungsvermerk, 5932/10, http://register.consi-
lium.europa.eu/doc/srv?l=EN&f=ST%205932%202010%20INIT. 

23 Beschluss 2010/125/EU des Rates v. 25.02.2010 zur Ernennung der Mitglieder des 
in Artikel 255 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union vorgesehenen 
Ausschusses, ABl. L 50 v. 27.02.2010, 20. 

�4�

Genealogie des 
Art. 255 AEUV

�5�

Zusammen- 
setzung des 
Ausschusses 
2010-2014



� ������������������������������������ �12

Richter des Obersten Gerichtshofs des Vereinigten Königreichs Lord Mance, 
den Vorsitzenden des Obersten Gerichtshofs von Dänemark Torben Melchior, 
den Vorsitzenden des ungarischen Verfassungsgerichts Péter Paczolay, die 
ehemalige finnische Richterin am EuG Virpi Tilli und Ana Palacio 
Vallelersundi, früheres Mitglied des Spanischen Staatsrats, frühere Ministerin 
in Spanien und frühere Abgeordnete des Europäischen Parlaments (zur aktuel-
len Besetzung ����� 7). Zugleich beschloss der Rat Verfahrensvorschriften für 
den Ausschuss, die wie folgt aussehen: 

„Vorschriften für die Arbeitsweise des in Art. 255 des Vertrags über die Arbeits-
weise der Europäischen Union vorgesehenen Ausschusses 

1. Aufgabe  
Der Ausschuss gibt eine Stellungnahme zur Eignung der Bewerber für die Aus-

übung des Amts eines Richters oder Generalanwalts beim Gerichtshof oder beim Ge-
richt ab, bevor eine Ernennung durch die Regierungen der Mitgliedstaaten nach den 
Artikeln 253 und 254 AEUV erfolgt. 

2. Zusammensetzung 
Der Ausschuss setzt sich aus sieben Persönlichkeiten zusammen, die aus dem Kreis 

ehemaliger Mitglieder des Gerichtshofs und des Gerichts, der Mitglieder der höchsten 
einzelstaatlichen Gerichte und der Juristen von anerkannt hervorragender Befähigung 
ausgewählt werden, von denen einer vom Europäischen Parlament vorgeschlagen wird. 

3. Dauer der Amtszeit 
Die Mitglieder des Ausschusses werden für die Dauer von vier Jahren ernannt. En-

det das Amt eines Mitglieds vor Ablauf dieses Zeitraums, so wird es für die verblei-
bende Amtszeit neu besetzt. 

Eine einmalige Wiederernennung der Mitglieder des Ausschusses ist zulässig. 

4. Vorsitz und Sekretariat 
Den Vorsitz im Ausschuss führt eines seiner Mitglieder, das vom Rat zu diesem 

Zweck ernannt wird. … 

5. Quorum und Beratungen 
Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens fünf seiner Mitglieder anwe-

send sind. Seine Beratungen finden unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt. 

6. Befassung des Ausschusses und Einholung zusätzlicher Informationen 
Hat die Regierung eines Mitgliedstaats einen Bewerber vorgeschlagen, so übermit-

telt das Generalsekretariat des Rates diesen Vorschlag dem Vorsitzenden des 
Ausschusses. 

Der Ausschuss kann die Regierung, von der der Vorschlag stammt, ersuchen, ihm 
zusätzliche Informationen oder andere Angaben zu übermitteln, die ihm für seine 
Beratungen erforderlich erscheinen. 

7. Anhörung 
Außer in Fällen, in denen es sich um einen Vorschlag zur Wiederernennung eines 

Richters oder Generalanwalts handelt, führt der Ausschuss eine nicht öffentliche An-
hörung des Bewerbers durch. 

8. Begründung und Vorlage der Stellungnahme 
Die Stellungnahme des Ausschusses enthält eine Begründung. Darin werden die 

wesentlichen Gründe genannt, auf die der Ausschuss seine Stellungnahme stützt. 

+,�
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Die Stellungnahme des Ausschusses wird den Vertretern der Regierungen der 
Mitgliedstaaten übermittelt. Auf Ersuchen der Präsidentschaft legt der Vorsitzende des 
Ausschusses diese Stellungnahme ferner den im Rat vereinigten Vertretern der 
Regierungen der Mitgliedstaaten vor. …“24

Sogleich fällt auf, dass der Ratsbeschluss keinen Maßstab nennt, an dem der 
Ausschuss seine Stellungnahme ausrichten soll. Man mag dies als Rücksicht-
nahme auf einen möglichst weiten Spielraum der Mitgliedstaaten bei der Er-
nennung „ihres“ Richters deuten, denn dadurch bleibt es bei dem recht vagen 
Maßstab der Verträge („Persönlichkeiten, die jede Gewähr für Unabhängigkeit 
bieten und in ihrem Staat die für die höchsten richterlichen Ämter erforder- 
lichen Voraussetzungen erfüllen oder Juristen von anerkannt hervorragender 
Befähigung sind“, Art. 253 Abs. 1 AEUV für den EuGH; „Personen, die jede 
Gewähr für Unabhängigkeit bieten und über die Befähigung zur Ausübung 
hoher richterlicher Tätigkeiten verfügen“, Art. 254 Abs. 2 Satz 1 AEUV für 
das EuG). 

Diese Vagheit stellte den Ausschuss jedoch nicht zufrieden; er entwickelte 
eigene Maßstäbe, die „klarer und präziser“ seien. Es handelt sich um sechs Kri-
terien: (1) juristische Fachkenntnisse, (2) Berufserfahrung, (3) die Fähigkeit 
des Kandidaten, die Pflichten eines Richters zu erfüllen, (4) die Versicherung 
von Unabhängigkeit und Unparteilichkeit, (5) Sprachkenntnisse und (6) die 
Eignung, in einem internationalen Umfeld mit unterschiedlichen Rechts- 
systemen zu arbeiten. Das sind alles vernünftige Maßstäbe zur Beurteilung 
eines Kandidaten für das Richteramt an einem der höchsten und mächtigsten 
Gerichte Europas. Gleichwohl fragt sich, woher der Ausschuss die Legitimität 
zur Formulierung dieser Kriterien nimmt. Diese Frage drängt sich insbesondere 
deshalb auf, weil der Ausschuss die Kriterien selbst mit Leben erfüllt und wie-
derum abstrakte Maßstäbe für jedes einzelne Kriterium aufstellt. Ein Beispiel 
ist das Kriterium der „Berufserfahrung“, das der Ausschuss wie folgt konkre- 
tisiert: 

„The panel considers that extensive or even very extensive experience, characterised 
by length and nature, is an important indicator of candidates‘ suitability to perform the 
duties of Judge or Advocate-General of the Court of Justice or the General Court. With 
regard to length of professional experience, … the panel considers that less than twenty 
years’ experience of high-level duties … is unlikely to be deemed sufficient …”25

Das sind nicht nur präzise, sondern auch recht einschränkende Kriterien, die 
sich keineswegs aus den Verträgen ergeben. Sie haben auch unmittelbare Kon-
sequenzen: Feststellbar ist der Anstieg der Zahl von Persönlichkeiten, die zuvor 
schon Richter waren, während die Zahl von Wissenschaftlern und Diplomaten 

_________ 
24 Beschluss 2010/124/EU des Rates v. 25.02.2010 über die Arbeitsweise des in Artikel 

255 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union vorgesehenen Ausschus-
ses, ABl. L 50 v. 27.02.2010, 18 Anhang. 

25 Rat der Europäischen Union, (First) Activity Report of the Panel Provided for by 
Article 255 of the Treaty on the Functioning of the European Union v. 17.02.2011, 6509/11, 
register.consilium.europa.eu/pdf/en/11/st06/st06509.en11.pdf. 
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sinkt.26 Warum der Ausschuss – und nicht der Rat oder die mitgliedstaatlichen 
Regierungen – eine derartige Konkretisierung vornimmt, erschließt sich nicht 
unmittelbar. 

Tritt man einen Schritt zurück, lässt sich diese Frage systematisieren und 
reformulieren. Es besteht kein Zweifel daran, dass die Ausarbeitung von Kri-
terien und das Einziehen eines formalisierten Prozesses für die Auswahl der 
Richter ein Schritt auf dem Weg ist, die Richterauswahl zu entpolitisieren (in-
dem nicht alles den Regierungen der Mitgliedstaaten überlassen wird) und zu-
gleich fachliche Qualität sicherzustellen. Aber die Frage ist, welches Maß an 
Legitimation die Richter besitzen sollen; dies hängt wesentlich vom Auswahl-
prozess, insbesondere davon ab, wer auswählt. Sollen nationale Parlamente 
oder gar das Europäische Parlament, das ohnehin größere Mitsprache einfor-
dert, am Prozess beteiligt sein, etwa dadurch, dass die Kriterien durch sie fest-
gelegt werden? Dann handelt es sich um eine genuin demokratische Legitima-
tion. Oder soll ein Expertenausschuss hierfür zuständig sein? Dann handelt es 
sich um eine technokratische Legitimation. Die Unterscheidung Demokratie/ 
Technokratie27 ist ein Fenster auf die Entscheidungskultur der Europäischen 
Union und hat den Integrationsprozess über Jahrzehnte begleitet. Dass die Ent-
scheidung gegenwärtig zugunsten einer technokratischen Temperierung 
(255er-Ausschuss) eines exekutivischen Spielraums (mitgliedstaatliche Regie-
rungen) gefallen ist, schließt nicht aus, dass die Zukunft demokratischer aus- 
sehen wird. 

Eine weitere Frage bezieht sich auf das Kriterium, das vorsieht, dass die 
Kandidaten in der Lage sein sollen, die Pflichten eines Richters zu erfüllen. 
Auf den ersten Blick scheinen wir zu wissen, was die Pflichten eines Richters 
sind. Ein zweiter Blick aber enthüllt einen großen und politisch äußerst rele-
vanten Graubereich. Der Ausschuss schreibt, er sei „particularly concerned 
with the candidates‘ awareness and internalisation of the demands of being a 
judge“, und legt besonderen Wert auf die Einstellung der Kandidaten bezüglich 
„the nature, role and scope of the office of Judge”.28 Aber was macht Natur, 
Rolle und Umfang des Richteramts aus? Bestehen die Rolle des Richteramts 
und die Natur des Richters darin, Rechtsauslegung als reinen Erkenntnisakt zu 
gestalten? Gehört auch kreative Rechtsarbeit hinzu? Ist ein guter Richter 
jemand, der zurückhaltend agiert, oder jemand, der aktiv gestaltet? Die Rolle 
des Richters ist ein Problem, um das sich ein guter Teil der gegenwärtigen 
Verfassungstheorie dreht. Wie hat ein Richter vorzugehen, wenn er Recht aus-

_________ 
26 Chalmers, Judicial Performance, Membership, and Design at the Court of Justice, in: 

Bobek (Hrsg.), Selecting Europe’s Judges: A Critical Review of the Appointment Proce-
dures to the European Courts, Oxford 2015, 51. 

27 Dazu Bobek, Prologue: The Changing Nature of Selection Procedures to the European 
Courts, in: ders. (Hrsg.), Selecting Europe’s Judges: A Critical Review of the Appointment 
Procedures to the European Courts, Oxford 2015, 1 (17). 

28 Rat der Europäischen Union, (First) Activity Report of the Panel Provided for by 
Article 255 of the Treaty on the Functioning of the European Union v. 17.02.2011, 6509/11, 
register.consilium.europa.eu/pdf/en/11/st06/st06509.en11.pdf, 10. 
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legt? Legt er das Recht mithilfe von abstrakten Prinzipien, mit Gerechtigkeits-
theorien oder mit policy-Analyse aus? Oder besteht seine Aufgabe in der 
Artikulation des historisch Gewollten? Stabilisiert man eine Rechtsordnung 
dadurch, dass man die Vergangenheit und ihre Bedeutungen, die im Rechtssatz 
geronnen sind, hochhält? Oder stabilisiert man sie, indem man sich auf die 
Suche nach der im Text angelegten Wertentscheidung des Gesetzgebers macht 
und diese auf das aktuelle Problem anwendet? Im ersten Fall wäre die Rolle 
des Richters eher diejenige eines Historikers, im zweiten Fall eher diejenige 
eines Politikwissenschaftlers. Das ist keine reine Rollenfrage oder eine nur 
technische Frage der Methode, sondern hier bestehen enge Verbindungen zur 
Frage der Gerechtigkeit. Im ersten Fall besteht die Aufgabe des Richters nicht 
darin, Gerechtigkeit walten zu lassen, sondern darin, das Recht so zu bewahren, 
wie er es vorfindet. Gerechtigkeit muss der Sorge des Gesetzgebers und des 
Souveräns überlassen werden und kann nicht Sache der Rechtsanwender sein. 
Im zweiten Fall entlastet (oder entmachtet) der Richter den Gesetzgeber, indem 
er selbst die Gerechtigkeitslücke schließt. Letzteres ist natürlich die in 
Deutschland (und am EuGH) akzeptierte Methode; ein Beispiel für ersteres ist 
der frühere US-Supreme Court (und dessen heutiges Echo im Originalismus 
des Richters Thomas und vor allem des 2016 verstorbenen Richters Scalia).29

Im Hinblick auf die Europäische Union dürfte die noch interessantere Frage 
sein, ob man das Integrationskonstrukt als zwischenstaatliche Kooperation 
oder als proto-föderale Gemeinschaft und den Rechtsrahmen als völkerrecht- 
lichen Vertrag oder als Verfassung ansieht. Davon hängen im Kern das Über- 
leben und die Weiterentwicklung einer Vielzahl von dogmatischen Figuren ab, 
etwa der an Zielsetzungsnormen aufgehängten implied powers-Doktrin 
(����54 �$$-). 

Das Kriterium der „Natur, Rolle und Umfang des Richteramts“ ist also kei-
nes, über das technokratisch entschieden werden könnte; auch juristische Fach-
kenntnisse des Kandidaten helfen hier nicht weiter. Hier geht es deutlich um 
inhaltliche, genauer um integrationspolitische Ausrichtungen, und diese sind 
eben dies: politisch. Will man wiederum systematisieren, zeigt sich hier die 
Unterscheidung Politik/Sachverstand, wobei Politik nicht im Sinne der (für 
mitgliedstaatliche Regierungen sicher auch nicht unwichtigen) rechts/links-
Unterscheidung, sondern der rechtspolitischen Auffassung dessen, was die 
Auslegung von Recht ausmacht, zu verstehen ist; im integrationspolitischen 

_________ 
29 „Es obliegt dem Gerichtshof nicht, ein Urteil über die Gerechtigkeit oder Ungerech-

tigkeit, die gute oder schlechte Politik dieser Gesetze zu fällen. Die Entscheidung dieser 
Frage gehörte der politischen oder gesetzgebenden Gewalt; denen, die die Souveränität 
geformt und die Verfassung geschaffen haben. Die Aufgabe des Gerichtshofes besteht da-
rin, das Instrument, das jene geschaffen haben, mit Hilfe der besten Informationen, die wir 
bekommen können, auszulegen und so, wie wir es vorfinden, anzuwenden, im Einklang 
mit seinem wahren Willen und seiner wahren Bedeutung zu der Zeit, als es verabschiedet 
wurde.“ U.S. Supreme Court, Urteil Dred Scott v. Sandford v. 06.03.1857, 60 U.S. 393 
(1857), 405; Übersetzung bei Haltern, Obamas politischer Körper, Berlin 2009, 260, dort 
auch umfassende Analyse, 259 ff. 
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Die Randnummern in Fettdruck verweisen auf die Hauptfundstellen besonders aufbe-
reiteter Fälle. 

�-�&�����������������&�)��
Rs. Name, ECLI:  Band/Randnummer 
Rs. 8/55 Fédération Charbonnière de Belgique/Hohe Behörde, EU:C:1956:11:  I 763 
Rs. 1/58 Stork, EU:C:1959:4:  II 1393 ff. 
Rs. 36/59, 37/59, 38/59 und 40/59 Ruhrkohlen-Verkaufsgesellschaft, EU:C:1960:36:  II 1393 
Rs. 6/60 Humblet, EU:C:1960:48:  II 888 
Rs. 25/62 Plaumann, EU:C:1963:17:  II 473 ff.
Rs. 26/62 van Gend en Loos, EU:C:1963:1:  I 122, 395; II 596 ff., 605 ff., 617 ff., 996 ff., 1055, 

1274 f. 
Rs. 28/62 bis 30/62 Da Costa, EU:C:1963:6:  II 295 ff.
Rs. 6/64 Costa/ENEL, EU:C:1964:66:  II 206 ff., 364 ff., 633, 641, 998 ff., 1055 ff., 1274 f., 

1401 
Rs. 57/65 Lütticke, EU:C:1966:34:  II 128, 650 ff., 665, 1063, 1087 ff. 
Rs. 28/67 Molkerei-Zentrale Westfalen/Lippe, EU:C:1968:17:  II 1063, 1091 
Rs. 13/68 Salgoil, EU:C:1968:54; II 369, 373, 655
Rs. 24/68 Kommission/Italien (Statistikgebühr), EU:C:1969:29:  II 204 
Rs. 31/68 Chanel/Cepeha, EU:C:1970:52:  II 222 
Rs. 29/69 Stauder, EU:C:1969:57:  II 1394 ff.
Rs. 9/70 Grad, EU:C:1970:78:  II 681
Rs. 11/70 Internationale Handelsgesellschaft, EU:C:1970:114:  II 1018 ff., 1093 ff., 1397, 

1453, 1808 
Rs. 22/70 Kommission/Rat (AETR), EU:C:1971:32:  I 764, 777, 1131; II 431, 1641 
Rs. 25/70 Köster, EU:C:1970:115:  I 892, 896 
Rs. 30/70 Scheer, EU:C:1970:117:  I 892 
Rs. 41/70 bis 44/70 International Fruit Company I, EU:C:1971:53:  I 878; II 433 
Rs. 21/72 bis 24/72 International Fruit Company III, EU:C:1972:115:  II 553 
Rs. 4/73 Nold, EU:C:1974:51:  II 1099 
Rs. 34/73 Variola, EU:C:1973:101:  I 866
Rs. 146/73 Rheinmühlen II, EU:C:1974:12:  II 158, 211 ff.
Rs. 166/73 Rheinmühlen I, EU:C:1974:3:  II 158, 211 ff., 535 
Rs. 175/73 Union Syndicale, EU:C:1974:95:  II 1453 
Rs. 2/74 Reyners, EU:C:1974:68:  II 657
Rs. 8/74 Dassonville, EU:C:1974:82:  I 119 
Rs. 9/74 Casagrande/Landeshauptstadt München, EU:C:1974:74:  I 760 
Rs. 17/74 Transocean Marine Paint, EU:C:1974:106:  II 1453 
Rs. 26/74 Roquette Frères/Kommission, EU:C:1976:69: II 528, 888 
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Rs. 33/74 van Binsbergen, EU:C:1974:131:  I 837 
Rs. 36/74 Walrave und Koch, EU:C:1974:140:  II 658 ff.
Rs. 41/74 van Duyn, EU:C:1974:133:  I 21 ff.; II 656, 687 ff., 699 ff., 1406 ff., 1508 
Rs. 43/75 Defrenne II, EU:C:1976:56:  II 663 ff., 724, 1473 
Rs. 105/75 Giuffrida/Rat, EU:C:1976:128:  I 479 
Rs. 118/75 Watson und Belmann, EU:C:1976:106:  II 1644 
Rs. 130/75 Prais, EU:C:1976:142:  II 1453 
Rs. 26/76 Metro SB-Großmärkte, EU:C:1977:167:  II 488 
Rs. 33/76 Rewe-Zentralfinanz, EU:C:1976:188:  II 848 ff., 865, 1425 
Rs. 35/76 Simmenthal I, EU:C:1976:180:  II 368, 1013 
Rs. 52/76 Bendetti/Munari, EU:C:1977:16:  II 1203 
Rs. 71/76 Thieffry/Conseil de l'ordre des avocats de la Cour de Paris, EU:C:1977:65:  I 837 
Rs. 118/76 Balkan Import Export, EU:C:1977:111:  II 859 
Rs. 30/77 Regina/Bouchereau, EU:C:1977:172:  II 968 
Rs. 38/77 ENKA, EU:C:1977:190:  I 879 
Rs. 106/77 Simmenthal II, EU:C:1978:49:  I 120, 1217; II 240, 873, 1013 ff., 1262 
Rs. 149/77 Defrenne III, EU:C:1978:130:  II 669 
Rs. 120/78 Rewe/Bundesmonopolverwaltung für Branntwein (Cassis de Dijon), EU:C:1979:42:  

I 119, 137; II 1570 
Rs. 141/78 Frankreich/Vereinigtes Königreich, EU:C:1979:225:  II 97 
Rs. 148/78 Ratti, EU:C:1979:110:  I 21; II 703 ff., 865, 952 
Rs. 175/78 Saunders, EU:C:1979:88:  II 2116 
Rs. 230/78 Eridania, EU:C:1979:216:  II 1453
Rs. 265/78 Ferwerda, EU:C:1980:66:  II 856 ff., 1425
Rs. 34/79 Henn und Darby, EU:C:1979:295:  II 1263 
Rs. 44/79 Hauer, EU:C:1979:290:  II 794, 1100, 1418 ff., 1453
Rs. 61/79 Denkavit, EU:C:1980:100:  II 129
Rs. 66/79, 127/79 und 128/79 Salumi, EU:C:1980:101: II 528 
Rs. 104/79 Foglia/Novello I, EU:C:1980:73:  II 370 ff.
Rs. 136/79 National Panasonic, EU:C:1980:169:  II 1453
Rs. 138/79 Roquette Frères/Rat (Isoglucose), EU:C:1980:249:  I 689, 1054 
Rs. 139/79 Maizena/Rat (Isoglucose), EU:C:1980:250: I 689 
Rs. 155/79 AM&S, EU:C:1982:157:  II 1453 
Rs. 804/79 Kommission/Vereinigtes Königreich (Seefischerei-Erhaltungsmaßnahmen), 

EU:C:1981:93:  I 777, 1116 ff., 1142 ff.; II 624
Rs. 66/80 International Chemical Corporation, EU:C:1981:102:  II 308 
Rs. 138/80 Borker, EU:C:1980:162:  II 189 
Rs. 142/80 und 143/80 Essevi und Salengo, EU:C:1981:121:  II 591 
Rs. 158/80 Rewe-Handelsgesellschaft Nord, EU:C:1981:163:  II 852 ff., 872, 1425 
Rs. 244/80 Foglia/Novello II, EU:C:1981:302:  II 370 ff., 613 
Rs. 246/80 Broekmeulen, EU:C:1981:218:  II 189 
Rs. 8/81 Becker, EU:C:1982:7:  I 120; II 696, 713 ff.
Rs. 60/81 IBM/Kommission, EU:C:1981:264:  II 431 
Rs. 80/81 bis 83/81 und 182/82 bis 185/82 Adam u.a./Kommission, EU:C:1984:306:  I 857
Rs. 102/81 Nordsee, EU:C:1982:107:  II 193 ff. 
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Rs. 126/81 Wünsche, EU:C:1982:144:  II 1104 
Rs. 230/81 Luxemburg/Parlament, EU:C:1983:32:  II 428 
Rs. 283/81 CILFIT, EU:C:1982:335:  II 289 ff., 1762
Rs. 11/82 Piraiki-Patraiki, EU:C:1985:18:  II 466 ff. 
Rs. 35/82 und 36/82 Morson und Jhanjan, EU:C:1982:368:  II 2116 
Rs. 264/82 Timex Co., EU:C:1985:119:  II 488 
Rs. 14/83 von Colson und Kamann, EU:C:1984:153:  II 738 ff., 765, 844
Rs. 47/83 und 48/83 Midden-Nederland und Van Miert, EU:C:1984:131:  I 1136 
Rs. 63/83 Kirk, EU:C:1984:255:  II 1453 
Rs. 70/83 Kloppenburg, EU:C:1984:71:  II 719, 1016, 1111 ff. 
Rs. 240/83 ADBHU, EU:C:1985:59:  II 1453 
Rs. 293/83 Gravier, EU:C:1985:69:  II 2026, 2106 
Rs. 294/83 Parti Ecologiste ‚Les Verts‘, EU:C:1986:166:  II 1, 428, 620 
Rs. 60/84 und 61/84 Cinéthèque/Fédération nationale des cinémas français, EU:C:1985:329:  

II 1570 ff. 
Rs. 152/84 Marshall I, EU:C:1986:84:  II 720 ff., 733, 836 ff. 
Rs. C-169/84 Cofaz/Kommission, EU:C:1990:301:  II 488 
Rs. 170/84 Bilka, EU:C:1986:204:  II 798
Rs. 222/84 Johnston, EU:C:1986:206:  II 734, 1453, 1532
Rs. 133/85 bis 136/85 Rau u.a., EU:C:1987:244:  II 526 ff. 
Rs. 218/85 CERAFEL/Le Campion, EU:C:1986:440:  I 786
Rs. 281/85, 283/85 bis 285/85 und 287/85 Deutschland u.a./Kommission, EU:C:1987:351:  

I 763 
Rs. 309/85 Bruno Barra, EU:C:1988:42:  II 894 
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Rs. C-553/07 Rijkeboer, EU:C:2009:293:  II 1453 
Rs. C-555/07 Kücükdeveci, EU:C:2010:21:  II 246 ff., 277 ff., 672, 814 ff., 1167, 1520, 1591, 

1616 ff.
Rs. C-2/08 Fallimento Olimpiclub, EU:C:2009:506:  II 910 
Rs. C-18/08 Foselev Sud-Ouest, EU:C:2008:647:  II 682
Rs. C-22/08 und C-23/08 Vatsouras und Koupatantze, EU:C:2009:344:  II 2095 ff. 
Rs. C-63/08 Pontin, EU:C:2009:666:  II 894 
Rs. C-73/08 Bressol und Chaverot, EU:C:2010:181:  II 161
Rs. C-118/08 Transportes Urbanos y Servicios Generales, EU:C:2010:39:  II 943 
Rs. C-127/08 Metock, EU:C:2008:449:  II 1988, 2077, 2101 
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Rs. C-135/08 Rottmann, EU:C:2010:104:  II 1956 ff.
Rs. C-138/08 Hochtief, EU:C:2009:627:  II 696
Rs. C-169/08 Presidente del Consiglio dei Ministri, EU:C:2009:709:  II 240 
Rs. C-304/08 Zentrale zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs/Plus, EU:C:2010:12:  

I 786
Rs. C-314/08 Filipak, EU:C:2009:719:  II 1029 
Rs. C-341/08 Petersen, EU:C:2010:4:  II 1025 
Rs. C-344/08 Rubach, EU:C:2009:482:  II 1453
Rs. C-506/08 P Schweden/MyTravel Group, EU:C:2011:496:  I 1227 
Rs. C-568/08 Combinatie Spijker Infrabouw, EU:C:2010:751:  II 943 
Rs. C-34/09 Ruiz Zambrano, EU:C:2011:124:  II 2115 ff. 
Rs. C-92/09 und C-93/09 Volker und Markus Schecke und Eifert, EU:C:2010:662:  II 1545
Rs. C-161/09 Kakavetsos-Fragkopoulos, EU:C:2011:110:  II 655
Rs. C-162/09 Lassal, EU:C:2010:592:  II 2001 
Rs. C-165/09 bis C-167/09 Stichting Natuur en Milieu, EU:C:2011:348:  II 695, 697 
Rs. C-173/09 Elchinov, EU:C:2010:581:  II 350, 1029 
Rs. C-196/09 Miles u.a., EU:C:2011:388:  II 186 
Rs. C-208/09 Sayn-Wittgenstein, EU:C:2010:806:  II 2034 ff.
Rs. C-236/09 Test-Achats u.a./Rat, EU:C:2011:100:  II 161, 1366, 1457, 1546 
Rs. C-261/09 Mantello, EU:C:2010:683:  II 404 
Rs. C-279/09 DEB, EU:C:2010:811:  II 1484 
Rs. C-325/09 Dias, EU:C:2011:498:  II 2001 
Rs. C-357/09 PPU Kadzoev, EU:C:2009:741:  II 404
Rs. C-391/09 Runevi�-Vardyn und Wardyn, EU:C:2011:291:  II 2037 ff., 2117 
Rs. C-399/09 Landtová, EU:C:2011:415:  II 1267 ff.
Rs. C-429/09 Fuß, EU:C:2010:717:  II 942 
Rs. C-434/09 McCarthy, EU:C:2011:277:  II 2118 ff.
Rs. C-443/09 Grillo Star, EU:C:2012:213:  II 186
Rs. C-457/09 Chartry, EU:C:2011:101:  II 1586 
Rs. C-494/09 Bolton Alimentari, EU:C:2011:87:  II 533
Rs. C-550/09 E und F, EU:C:2010:382:  II 532
Rs. C-34/10 Brüstle, EU:C:2011:669:  II 1498 ff.
Rs. C-94/10 Danfoss und Sauer-Danfoss, EU:C:2011:674: II 943 
Rs. C-188/10 und C-189/10 Melki und Abdeli, EU:C:2010:363:  II 238 ff., 1029, 1276 
Rs. C-244/10 und C-245/10 Mesopotamia Broadcast und Roj TV, EU:C:2011:607:  II 1508 
Rs. C-355/10 Parlament/Rat, EU:C:2012:516:  I 516 
Rs. C-366/10 Air Transport Association of America, EU:C:2011:864:  II 557 
Rs. C-400/10 PPU McB, EU:C:2010:582:  II 1487, 1649, 1692 
Rs. C-411/10 und C-493/10 N.S. u.a., EU:C:2011:865:  I 286; II 1510 ff., 1527 ff. 
Rs. C-416/10 Križ an, EU:C:2013:8:  II 226
Rs. C-424/10 und C-425/10 Ziolkowski und Szeja, EU:C:2011:866:  II 2001 
Rs. C-463/10 P und C- 475/10 P Deutsche Post/Kommission, EU:C:2011:656:  II 431 f. 
Rs. C-491/10 PPU Aguirre Zarraga, EU:C:2010:828:  II 404
Rs. C-539/10 P und C- 550/10 P Stichting Al-Aqsa, EU:C:2012:711:  II 677
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Rs. C-584/10 P, C-593/10 P und C- 595/10 P Kommission u.a./Kadi (Kadi II), EU:C:2013:518:  
II 1370, 1456 

Rs. C-606/10 ANAFE, EU:C:2012:348:  II 1025 
Rs. C-617/10 Åkerberg Fransson, EU:C:2013:105:  I 46; II 1455 f., 1586 ff., 1619 ff., 1633 f. 
Rs. C-621/10 und C-129/11 Balkan and Sea Properties, EU:C:2012:248:  II 695 
Rs. C-18/11 Philips Electronics, EU:C:2012:532:  II 1022 
Rs. C-25/11 Varzim, EU:C:2012:94:  II 393 
Rs. C-59/11 Association Kokopelli, EU:C:2012:447:  II 1453
Rs. C-75/11 Kommission/Österreich, EU:C:2012:605:  II 1987 
Rs. C-83/11 Muhammad Sazzadur Rahman, EU:C:2012:519:  II 695
Rs. C-147/11 und C-148/11 Czop und Punakova, EU:C:2012:538:  II 2001 
Rs. C-184/11 Kommission/Spanien, EU:C:2014:316:  II 116 
Rs. C-249/11 Byankov, EU:C:2012:608:  II 902 ff. 
Rs. C-256/11 Dereci, EU:C:2011:734:  II 2117, 2119 
Rs. C-274/11 und C-295/11 Spanien und Italien/Rat (Einheitliches Patent), EU:C:2013:240:  

I 980 f.
Rs. C-280/11 P Rat/Access Info Europe, EU:C:2013:671:  I 1179, 1229 
Rs. C-283/11 Sky Österreich, EU:C:2013:28:  II 1484 
Rs. C-300/11 ZZ, EU:C:2013:36: 3 II 1456 
Rs. C-356/11 und C-357/11 O. und S., EU:C:2012:776:  II 2119
Rs. C-363/11 Epitropos tou Elegktikou, EU:C:2012:825:  II 186 ; 189 
Rs. C-367/11 Prete, EU:C:2012:668:  II 2096
Rs. C-399/11 Melloni, EU:C:2013:107:  II 161, 240, 535, 1208 ff., 1517, 1628 f., 1780 
Rs. C-401/11 Soukupová, EU:C:2013:223:  II 1453 
Rs. C-420/11 Leth, EU:C:2013:166:  II 956 
Rs. C-426/11 Alemo-Herron, EU:C:2013:521:  II 1484 
Rs. C-465/11 Forposta u.a., EU:C:2012:80: 1 II 186 f. 
Rs. C-501/11 P Schindler Holding u.a./Kommission, EU:C:2013:522:  II 1380 
Rs. C-583/11 P Inuit Tapiriit Kanatami u.a./Parlament und Rat, EU:C:2013:625:  II 445 ff., 

503, 505, 517 
Rs. C-626/11 P PPG und SNF/ECHA, EU:C:2013:595:  II 430 f.
Rs. C-643/11 LVK, EU:C:2013:55:  II 1453 
Rs. C-648/11 MA u.a., EU:C:2013:367:  II 1484 
Rs. C-40/12 P Gascogne Sack, EU:C:2013:768:  II 32
Rs. C-46/12 L.N., EU:C:2013:97:  II 2006 
Rs. C-50/12 P Kendrion/Kommission, EU:C:2013:771:  II 32
Rs. C-58/12 P Groupe Gascogne/Kommission, EU:C:2013:770:  II 32
Rs. C-131/12 Google Spain und Google, EU:C:2014:317:  II 1367, 1456 
Rs. C-140/12 Brey, EU:C:2013:565:  II 2046, 2064 ff., 2104 
Rs. C-176/12 AMS, EU:C:2014:2:  II 673, 1521 ff.
Rs. C-233/12 Gardella, EU:C:2013:449:  II 1484
Rs. C-270/12 Vereinigtes Königreich/Rat und Parlament (ESMA), EU:C:2014:18:  I 805 f., 

811 f., 815 ff.; II 1256 
Rs. C-274/12 P Telefónica/Kommission, EU:C:2013:852:  II 452 ff. 
Rs. C-291/12 Schwarz, EU:C:2013:670:  II 1367
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Rs. C-293/12 und C-594/12 Digital Rights Ireland u.a. (Vorratsdatenspeicherung II), 
EU:C:2014:238:  I 46, 826, 881 ff.; II 161, 1368, 1456 f., 1545, 1692 

Rs. C-356/12 Glatzel, EU:C:2014:350:  II 1475 
Rs. C-363/12 Z., EU:C:2014:159:  II 557
Rs. C-370/12 Pringle, EU:C:2012:756:  I 46, 261, 438 ff., 990 ff., 1007 ff., 1021; II 161, 1172, 

1182, 1200, 1458 ff., 1726 
Rs. C-399/12 Deutschland/Rat (Internationale Organisation für Rebe und Wein), 

EU:C:2014:2258:  I 1145; II 536, 1256 
Rs. C-427/12 Kommission/Parlament und Rat, EU:C:2014:170:  I 893 f., 1175 
Rs. C-446/12 bis C-449/12 Willems u.a., EU:C:2015:238:  II 1367 
Rs. C-507/12 Saint Prix, EU:C:2014:2007:  II 2102 
Rs. C-599/12 Jetair, EU:C:2014:144:  II 698
Rs. C-76/13 Kommission/Portugal, EU:C:2014:2029:  II 116
Rs. C-112/13 A, EU:C:2014:2195:  II 1276
Rs. C-168/13 PPU Jeremy F., EU:C:2013:358:  II 161, 240 
Rs. C-196/13 Kommission/Italien, EU:C:2014:2407:  II 116
Rs. C-198/13 Hernandéz u.a., EU:C:2014:2055:  II 1632
Rs. C-243/13 Kommission/Schweden, EU:C:2014:2413:  II 116
Rs. C-333/13 Dano, EU:C:2014:2358:  II 2069 ff., 2097 ff., 2120 
Rs. C-377/13 Ascendi, EU:C:2014:1754:  II 186 
Rs. C-378/13 Kommission/Griechenland, EU:C:2014:2405:  II 116
Rs. C-409/13 Rat/Kommission, EU:C:2015:217:  I 503, 1082 ff., 1184; II 431 
Rs. C-528/13 Léger, EU:C:2015:288:  II 1456 
Rs. C-5/14 Kernkraftwerke Lippe-Ems, EU:C:2015:354:  II 251 
Rs. C-62/14 Gauweiler u.a., EU:C:2015:400:  I 258, 262; II 140, 240, 535, 1196 ff. 
Rs. C-64/14 P von Storch u.a./EZB, EU:C:2015:300:  II 1183 
Rs. C-67/14 Alimanovic, EU:C:2015:597:  II 2097 ff., 2114, 2120 
Rs. C-72/14 und C-197/14 X und van Dijk, EU:C:2015:564:  II 345 ff.
Rs. C-160/14 Ferreira da Silva e Brito, EU:C:2015:565:  II 170, 345 ff., 413 
Rs. C-362/14 Schrems, EU:C:2015:650:  II 1369 
Rs. C-8/15 P bis C-10/15 P Ledra Advertising u.a., EU:C:2016:701:  II 1461 ff.
Rs. C-105/15 P bis C-109/15 P Mallis und Malli, EU:C:2016:702:  II 1460 
Rs. C-601/15 PPU J.N., EU:C:2016:84:  II 404 
Rs. C-404/15 und C-659/15 PPU Aranyosi und C�ld�raru, EU:C:2016:198:  II 245, 1245 ff., 
1631, 1787 
Rs. C-108/16 PPU Dworzecki, EU:C:2016:346:  II 404 
Rs. C-638/16 PPU X und X, EU:C:2017:173:  I 320 

��-�)�������������&�)��
Gutachten Name, ECLI: Band/Randnummer 
1/75 Vereinbarung über eine Norm für die lokalen Kosten, EU:C:1975:145:  I 777 
1/76 Stilllegungsfonds Binnenschifffahrt, EU:C:1977:63:  I 764 
1/91 EWR I, EU:C:1991:490:  I 31, 999; II 620, 1640, 1726
2/91 IAO Übereinkommen Nr. 170, EU:C:1993:106:  I 764 
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1/92 EWR II, EU:C:1992:189:  I 999; II 1726 
2/94 EMRK I, EU:C:1996:140:  I 799; II 1124, 1400, 1640 ff., 1672 
1/00 GELR, EU:C:2002:231:  I 1001 ff.
2/00 Protokoll von Cartagena, EU:C:2001:664:  I 822 
1/03 Lugano-Übereinkommen, EU:C:2006:81:  I 764 
1/09 Patentgericht, EU:C:2011:123:  I 999; II 1726, 1847 
2/13 EMRK II, EU:C:2014:2454:  I 46; II 421, 549 ff., 565, 594, 620, 1400, 1458, 1719 ff., 

1847

���-�&�����������������&�)�
Rs. Name, ECLI:  Band/Randnummer 
T-584/93 Roujansky/Rat, EU:T:1994:87:  I 589 
T-585/93 Stichting Greenpeace u.a./Kommission, EU:T:1995:147:  II 479 f., 490 ff.
T-135/96 UEAPME, EU:T:1998:128:  II 487 
T-172/98 und T-175/98 bis T-177/98 Salamander, EU:T:2000:168:  II 487 
T-173/98 Unión de Pequeños Agricultores (UPA), EU:T:1999:296:  II 496 
T-13/99 Pfizer Animal Health/Rat, EU:T:2002:209:  II 430 
T-54/99 max.mobil, EU:T:2002:20:  II 1341
T-191/99 Petrie u.a./Kommission, EU:T:2001:284:  I 1222 
T-174/00 Biret, EU:T:2002:2:  II 555 
T-377/00, T-379/00, T-380/00, T-260/01 und T-272/01 Philip Morris u.a., EU:T:2003:6:  II 503 
T-19/01 Chiquita, EU:T:2005:31:  II 556 
T-177/01 Jégo-Quéré/Kommission, EU:T:2002:112:  II 499 f., 523, 1341
T-236/01, T-239/01, T-244/01 bis T-246/01, T-251/01 und T-252/01 Tokai Carbon, 

EU:T:2004:118:  II 1341 
T-306/01 Yusuf, EU:T:2005:331:  II 1798
T-315/01 Kadi/Rat und Kommission (Kadi I), EU:T:2005:332:  II 1, 1798 ff. 
T-228/02 Volksmudschaheddin des Iran, EU:T:2006:384: II 1823 
T-231/02 Gonnelli, EU:T:2004:105:  II 503
T-253/02 Ayadi, EU:T:2006:200:  II 1813 ff.
T-333/02 Gestoras Pro Amnistía, ABl. C 228 v. 11.09.2004, 40:  II 567 f. 
T-338/02 Segi u.a., EU:T:2004:171:  II 567 f., 1829 ff. 
T-47/03 Sison, EU:T:2007:207:  II 1823 
T-327/03 Stichting Al Aqsa, EU:T:2007:211:  II 1823 
T-49/04 Hassan, EU:T:2006:201:  II 1816 
T-240/04 Frankreich/Kommission, EU:T:2007:290:  I 763
T-264/04 WWF European Policy Programme/Rat, EU:T:2007:114:  I 1228 
T-299/04 Selmani, EU:T:2005:404:  II 1829 
T-420/05 Vischim/Kommission, EU:T:2009:391:  II 486 
T-143/06 MTZ Polyfilms Ltd./Rat, EU:T:2009:441:  I 763 
T-411/06 Sogelma/EAR, EU:T:2008:419:  II 430 
T-85/09 Kadi/Kommission (Kadi II), EU:T:2010:418:  II 1862 ff.
T-233/09 Access Info Europe/Rat, EU:T:2011:105:  I 1229 
T-18/10 Inuit Tapiriit Kanatami u.a./Parlament und Rat, EU:T:2011:419:  II 445 ff.



� ��������������������940

T-262/10 Microban International/Kommission, EU:T:2011:623:  II 450
T-454/10 und T-482/11 Anicav u.a./Kommission, EU:T:2013:282:  II 465 
T-400/11 Altadis/Kommission, EU:T:2013:490:  II 482 f.
T-492/12 DEP von Storch u.a./EZB, EU:T:2013:702:  II 1183 
T-562/12 Dalli/Kommission, EU:T:2015:270:  I 450 
T-479/14 Kendrion/Europäische Union, EU:T:2017:48:  II 48
T-142/16 Dröge u.a./Kommission, EU:T:2017:72:  II 432 
T-192/16 NF/Rat, EU:T:2017:128:  I 315 
T-193/16 NG/Rat, EU:T:2017:129:  I 315
T-257/16 NM/Rat, EU:T:2017:130:  I 315

��-�&�����������������&-B"���������&)B"�
Appl. No. Name:  Band/Randnummer 
4451/70 Golder / U.K.:  II 418 
5856/72 Tyrer / U.K.:  II 1561
8030/77 Confédération Francaise Démocratique du Travail / European Communities:  

II 1653 ff.
10461/83 Chappel / U.K.:  II 1649
10828/84 Funke / France:  II 1649
13258/87 Melchers & Co. / Germany:  II 1656 ff., 1670 ff. 
13710/88 Niemietz / Germany:  II 1649 
13914/88, 15041/89, 15717/89, 15779/89 und 17207/90 Informationsverein Lentia / Austria:  

II 1649
14234/88 und 14235/88 Open Door and Dublin Well Woman / Ireland:  II 1649
17862/91 Cantoni / France:  II 1673 
20631/92 Société Divagsa / Spain:  II 418 
24833/94 Matthews / U.K.:  II 1665 ff., 2124 
28957/95 Christine Goodwin / U.K.:  II 40, 1341
32190/96 Luordo / Italy:  II 418 
33400/96 Ernst u.a. / Belgium:  II 418 
35673/97, 35674/97, 36082/97 und 37579/97 Schweighofer u.a. / Austria:  II 418 
36677/97 S.A. Dangeville / France:  II 987 ff. 
41358/98 Desmots / France:  II 418 
45036/98 Bosphorus / Ireland:  II 59, 1677 ff., 1693 ff.  
56672/00 Senator Lines / 15 EU Member States:  II 1674
71412/01 Behrami und Behrami / France:  II 1897 ff.
78166/01 Saramati / France u.a.:  II 1897 ff. 
4832/04 Vergauwen u.a. / Belgium:  II 420 
13762/04 Biret / 15 EU Member States:  II 1705
16931/04 Mayenne / 15 EU Member States:  II 1705 
13645/05 Kokkelvisserij / The Netherlands:  II 1705 
3989/07 und 38353/07 Ullens de Schooten u.a. / Belgium:  II 142, 418 f., 1762 
17502/07 Avoti�š / Latvia:  II 1717, 1749 ff. 
37937/07 Lechouritou / 27 EU Member States:  II 1705
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5809/08 Al-Dulimi and Montana Management Inc. / Switzerland:  II 1901 ff. 
10593/08 Nada / Switzerland:  II 1899 ff.
27021/08 Al-Jedda / U.K.:  II 1898 
17120/09 Dhahbi / Italy:  II 142, 420, 1762 
30696/09 M.S.S. / Belgium and Greece:  I 286
38369/09 Schipani / Italy:  II 142, 420 
3276/10 Shmushkovych / Ukraine:  II 1777 
30123/10 Ferreira Santos Pardal / Portugal:  II 420 
12323/11 Michaud / France:  II 517, 1693 ff., 1753, 1824, 1834 
59166/12 J.K. u.a. / Sweden:  II 1717

�-�&������������������)��
Fundstelle Name:  Band/Randnummer 
ICJ Rep. 1971, 16 Namibia:  II 131 
ICJ Rep. 1973, 3 Isländischer Fischereistreit:  II 131 
ICJ Rep. 1973, 99 Atomwaffentests:  II 131 
ICJ Rep. 1980, 3 Teheraner Botschaftsgeiselfall:  II 109, 131 
ICJ Rep. 1984, 392; 1986, 14 Nicaragua:  II 109, 131 
ICJ Rep. 1999, 9; 2001, 3 La Grand:  II 131 
ICJ Rep. 2004, 136 Gutachten zum Bau einer Mauer in den besetzten palästinensischen 

Gebieten:  II 131 

��-�&������������������1�)��
Urteil:  Band/Randnummer 
ICC Pre-Trial Chamber II, Prosecutor v. Francis Kirimi Muthaura, Uhuru Kenyatta and 

Mohammed Hussein Ali, Decision on the Application by the Government of Kenya 
Challenging the Admissibility of the Case Pursuant to Article 19 (2) (b) of the Statute 
v. 30.05.2011:  II 1776 

���-�&�����������������������)�������
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Fundstelle Name:  Band/Randnummer 
BVerfGE 22, 134 EWG-Recht:  II 1074, 1081 ff. 
BVerfGE 22, 293 EWG-Verordnungen:  II 1082 f. 
BVerfGE 31, 145 Milchpulver:  II 128, 1089 ff.
BVerfGE 37, 271 Solange I:  II 78, 149, 1092 ff., 1123, 1401 ff., 1424 
BVerfGE 42, 237 Beschluss v. 29.06.1976:  II 1236 
BVerfGE 42, 312 Inkompatibilität/Kirchliches Amt:  II 1236
BVerfGE 46, 342 Philippinische Botschaft:  II 590 
BVerfGE 52, 187 Vielleicht:  II 1101, 1424 
BVerfGE 54, 117 Präklusion I:  II 1236 
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BVerfGE 55, 72 Präklusion II:  II 2020 
BVerfGE 58, 1 Eurocontrol I:  II 1102 
BVerfGE 71, 202 Prozesserklärung:  II 1236 
BVerfGE 73, 339 Solange II:  II 1064, 1103 ff., 1123 ff., 1424, 1790 
BVerfGE 75, 223 Kloppenburg:  II 719, 1016, 1063, 1111 ff.
BVerfGE 80, 137 Reiten im Walde:  II 1469 
BVerfGE 82, 159 Absatzfonds:  II 144, 1236
BVerfGE 89, 155 Maastricht:  I 120, 595, 836, 1023; II 265, 837, 979, 1064, 1117 ff., 

1136, 1966 
BVerfGE 92, 203 EG-Fernsehrichtlinie:  II 1129 
BVerfGE 95, 173 Warnhinweise für Tabakerzeugnisse: II 1129 
BVerfGE 97, 350 Euro:  II 1129 
BVerfGE 102, 147 Bananenmarktordnung:  II 1129, 1603 
BVerfGE 112, 90 Auslieferungshaftbefehl (einstweilige Anordnung):  II 1131 
BVerfGE 113, 29 Anwaltsdaten:  II 1236 
BVerfGE 113, 273 Europäischer Haftbefehl I:  I 1211; II 564, 766, 1130 ff., 1590, 1824, 

2022 
BVerfGE 116, 202 Tariftreueerklärung:  II 249 f. 
BVerfGE 118, 79 Treibhausgasemissionen:  II 1626 
BVerfGE 123, 267 Lissabon:  I 573 f., 737 ff., 801, 836, 1023; II 265, 1071, 1136 ff.
BVerfGE 124, 235 BaFin-Umlage:  II 1236 
BVerfGE 124, 300 Wunsiedel:  II 1448
BVerfGE 125, 260 Vorratsdatenspeicherung:  II 1155, 1368, 1626, 1844 
BVerfGE 126, 286 Honeywell:  I 264; II 165, 249, 286 f., 797, 1125 ff., 1154 ff., 1191 ff. 
BVerfGE 129, 78 Le Corbusier:  II 146, 1236
BVerfGE 129, 124 Griechenlandhilfe EFSF:  I 263, 509; II 1169 ff.
BVerfGE 129, 186 Konkrete Normenkontrolle betreffend ein das Recht der EU umsetzen-

des Gesetz:  II 1844 
BVerfGE 129, 300 Fünf-Prozent-Sperrklausel Europawahl:  I 739 
BVerfGE 130, 318 Stabilisierungsmechanismusgesetz: I 263 
BVerfGE 131, 152 Unterrichtungspflicht:  I 1017
BVerfGE 132, 195 ESM (einstweilige Anordnung):  I 263; II 1169 ff. 
BVerfGE 133, 277 Antiterrordatei:  II 1559, 1623 ff. 
BVerfGE 134, 357 OMT-Abtrennung:  II 1183 ff. 
BVerfGE 134, 366 OMT-Vorlage:  I 258, 262; II 535, 1183 ff.
BVerfGE 135, 259 Drei-Prozent-Sperrklausel Europawahl:  I 739, 1024; II 1178 
BVerfGE 135, 317 ESM (Hauptsache):  I 263, 265; II 1169 ff. 
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– beschränkte Inkorporation II 1654 ff. 
– ERT-Situation II 1570 ff.
– Frage des Schutzniveaus II 1555 
– Grundsatz und Risiken II 1556 ff.
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– Integration als Vernunft und Vertrag 
II 1307 ff., 1314 ff., 1320 
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– vertikale Kompetenzverteilung I 746 ff., 

1197 
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– Konflikt BVerfG/EuGH II 1095 ff. 
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– politische Zusammenhänge II 55 f. 
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Ledra Advertising II 1461 ff. 
Legge della Regione Sardegna II 1262 
Legislativprozess I 424 ff., 1025 ff., 1059 ff.
– demokratische Ambivalenz I 1168 ff. 
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– soziale I 704 
Lettland 

– Finanzhilfen I 236 f. 
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– Ratifikationsprozess Tschechien I 214 
– Stimmverteilung im Rat I 642 ff. 
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Melki und Abdeli II 238 ff. 
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Mertens-Gruppe I 619 
Metock II 2101 
Michaud II 1693 ff., 1753, 1824, 1834 
Microban II 450 
Migration I 276 ff. 
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Mitgliedstaaten II 1553 ff. 
– demokratische Pluralität im Unionsgesetz-
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– rechtvergleichender Einfluss II 1061, 

1291 ff. 
– transnationaler Kontext gerichtlicher Ent-
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Muddling through I 395 ff. 
Mülhenz/HABM II 275 
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– Währungspolitik I 243, 258, 262 ff., 534, 

678, 760 II 1184, 1197 
– Wirtschaftspolitik I 243, 258, 262 ff., 534, 

678, 760 II 1184, 1192 
Palacios de la Villa II 805 
Pariser Gipfeltreffen II 1921 
Parlament/Rat (Komitologie) II 438 
Parochialismus I 338, 352 
Parti Ecologiste „Les Verts“ II 428, 620 
Partizipation II 1913 
Passunion II 1921 
Pathos II 1356 
Patina II 1349 
Personenfreizügigkeit, s. Freizügigkeit 
Personenkontrollen I 285 
Petitionen I 735 
Pfeiffer II 755 ff. 
Philippinische Botschaft II 590 
Philips Electronics II 1022 
Piraiki-Patraiki II 466 ff. 
Plaumann II 473 ff., 512 
– Anwendung II 475 
– Formel II 473 ff., 505, 517 ff. 
– Kritik II 476 ff.
Plaumann-Test II 480, 497 ff., 501 
Pluralismus II 1284 ff. 
– radikaler Pluralismus II 1286 
– Verfassungspluralismus I 407; II 1285 ff., 

1605 
plurilaterale Zusammenarbeit I 260 f., 324, 

340, 965 ff.  
– Spannungsverhältnis I 985 ff. 
– Stellung des EuGH I 999 f. 
– Unions- und Gemeinschaftsmethode 

I 1011 ff.
– Voraussetzungen I 990 ff., 998 ff. 
Polen I 365 ff., 561 
– demokratische Kritik I 373 f. 
– EU-Rechtsstaatsmechanismus I 369 
– politische Entwicklungen I 365 ff. 
– polnischer Verfassungsgerichtshof II 1265 



� ?���@%������������968

– Position in der Flüchtlingskrise I 300 ff., 
371 

– Protokoll über die Anwendung der Grund-
rechtecharta II 1525 ff. 

– Visegrád-Gruppe I 298 ff. 
Policy-making I 409, 419 
Politik des leeren Stuhls I 98, 630 f., 687; 

II 1060, 1080 
Politikausübung, öffentliche I 606, 916 ff. 
– distributive I 606, 916 ff., 935 ff. 
– regulative I 420, 606, 916 ff., 923 
– redistributive I 916 ff., 919 ff. 
Politiken der Union I 406, 419 
Politikkoordinierung I 586, 788 ff., 938 ff. 
Politikverflechtungsfallen I 930 
politisches System der europäischen Union 

I 402 ff. 
– Entscheidungsmodi I 420 
– Government I 409, 411 
– Grenzaufweichung durch differenzierte In-

tegration I 438 ff. 
– Komplexität des Gefüges I 432 ff. 
– Policy-making I 409, 419 
– Politics I 409 f.  
– Relationale Macht I 435 f. 
– Repräsentation von Interessen I 412 
Politisierung I 1171 f. 
Polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit 

in Strafsachen I 158 ff., 826; II 562 
Populismus I 338, 352, 353 ff., 386 
Portugal 
– Hilfspaket I 242, 273 
pouvoir constituant II 1915 
power of the purse I 277, 972, 1054; II 1620, 

2003 
power of the sword I 972, 1054; II 1620 
pre-emption I 779, 1112 ff., 1140 ff. 
Presidente del Consiglio dei Ministri II 240 
primacy-Modell II 1045 
Primärrecht II 596 ff. 
– unmittelbare Anwendbarkeit II 596 ff.  
Pringle I 46, 261, 438 ff., 990 ff.; II 161, 

1172, 1182, 1200, 1458 ff.
Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung 

I 120, 747 ff., 809; II 262, 1064, 1118 ff., 
1480, 1507 

Prinzip der gegenseitigen Anerkennung 
I 137; II 647, 1570 

Prinzip der maximalen Punitivität II 1239, 
1770 

Prinzip der Verfassungstoleranz I 39 
Procédure préjudicielle d’urgence (PPU) 

II 404 

Prozessrecht II 87 ff.
Pupino II 766 ff., 1132, 1832 
QPC II 1261 
quasi-autonomous non-governmental organi-

zations I 541; II 488 
question prioritaire de constitutionalité 

II 1261 
race to the top, grundrechtliches II 1375, 

1382, 1487, 1559 
Rahmenbeschluss II 766, 1132, 1206, 

1209 ff., 1228 ff., 1261 
Rasmussen, Hjalte II 50, 381 
Rat Allgemeine Angelegenheiten I 600 ff., 

608, 618 
Rat für Wirtschaft und Finanzen (ECOFIN) 

I 597, 605, 618 
Rat I 414, 593 ff.
– Abstimmungsmodi I 627 ff.
– als Hauptorgan der Union I 593 
– Aufforderung der Kommission zu Vor-

schlägen I 671 
– Aufgaben I 668 ff.
– Ausschuss der Ständigen Vertreter der Re-

gierungen der Mitgliedstaaten I 616 
– Beziehung zur Kommission I 602 f., 612 

f., 1069 ff., 1107 f. 
– Comité des représentants permanents 

I 616 ff., 1066 ff. 
– Demokratieproblem I 675, 1200, 1210 ff. 
– demokratische Legitimität I 595 
– Entschließungen I 857 
– Generalsekretariat I 623 
– intergouvernementale Elemente I 624 ff. 
– Ioannina-Kompromiss I 648 ff. 
– Koalitionen I 657 ff., 659 
– Konsenskultur I 620, 648 ff., 1107 ff. 
– Koordinationsproblem I 600 ff. 
– Legitimität I 716 ff. 
– Praxis der Einstimmigkeit I 664 ff., 

1065 ff., 1077 f. 
– Ratsformationen I 600 ff. 
– Ratsvorsitz I 609 ff. 
– Rolle im ordentlichen Gesetzgebungsver-

fahren I 1031 ff., 1066 ff. 
– Stimmengewicht I 637 ff., 657 ff., 1105 ff. 
– supranational-sozialkonstruktive Elemente 

626 f. 
– Verhandlung Kommission und Parlament 

im Legislativprozess I 1069 ff., 1079 ff. 
– Vorbereitungsgremien I 616 ff. 
– Zusammensetzung I 576, 594 ff., 669 
– s. Abstimmung im Rat 
Rat/Kommission (C-409/13) I 1082 ff. 



� ?���@%������������ 969

Ratti I 21; II 703 ff., 952 
Rau II 526 ff. 
Raucharomen I 812 ff. 
Raum der Freiheit, der Sicherheit und des 

Rechts I 217, 323, 583, 673; II 562, 1249, 
1769 ff. 

Rawls, John II 1919 
Rechnungshof I 411 f., 431 
Recht auf ein faires Verfahren II 1212 
Recht der Vereinten Nationen II 1788 ff. 
– EGMR-Rechtsprechung II 1897 ff. 
– EuGH-Rechtsprechung II 1827 ff., 1836 

ff., 1862 ff., 1870 ff. 
– EuG-Rechtsprechung II 1798 ff., 1814 ff. 
– Konvergenz von EuGH und EGMR II

1901 ff. 
– Spannungsfelder II 1792 f. 
Rechtsakte mit Verordnungscharakter 

II 442 ff. 
Rechtsakte ohne Gesetzescharakter I 889 ff. 
– Unterscheidung zu Gesetzgebungsakt 

I 901 ff. 
Rechtsangleichungskompetenzklausel 

I 762 f., 793, 803 ff., 992 
– Anwendungsbereich I 805 ff. 
– Begrenzung I 807 ff., 811 ff., 815 ff. 
– institution building I 805 ff. 
Rechtsbefolgung II 5, 130 f. 
– s. Compliance 
Rechtsdurchsetzung I 108 ff. 
Rechtsfortbildung 
– ultra-vires-Kontrolle II 1157 ff. 
Rechtsgemeinschaft I 44, 281, 1296; II 1 ff., 

1539, 1838 
Rechtsgrundsätze, allgemeine II 670 ff., 

1386 ff.
– allgemeine Grundsätze II 1453 
– bürgerliche Rechte II 1453 
– Gründungsverträge ohne Grundrechte 

II 1386 ff. 
– horizontale unmittelbare Anwendbarkeit 

II 670 ff. 
– instrumentalistisches Verständnis des 

EuGH II 1363, 1405, 1421 ff., 1508 ff. 
– Katalog von Grundrechten in der Recht-

sprechung des EuGH II 1453 ff. 
– normative Basis und Methode II 1428 ff. 
– Verteidigungsrechte II 1453 
– wirtschaftliche Rechte II 1453 
Rechtspopulismus I 43, 338 
Rechtsrealismus I 5  
Rechtsschutzsystem II 7, 87 ff., 187 ff., 

567 f., 587 ff. 

– Interaktion der Gerichte II 10, 137 ff. 
– Kontext II 8 f. 
– Reform II 322 ff., 361 
– System II 88 ff. 
– Verschiebungen II 208 ff. 
Rechtssicherheit II 721, 753, 769, 894 
– s. Haftung der Mitgliedstaaten  
Rechtsstaatsmechanismus I 369 
Rechtswissenschaft 
– als gesellschaftliche Reflexionswissen-

schaft I 27 
– Dogmatik (Kreis 1) I 17 ff.
– Kontext (Kreis 2) I 20 ff.
– Kulturtheoretischer Ansatz (Kreis 3) I 26 
– Rechtsrealismus I 5 
– Selbstverständnis I 18, 51; II 85 
– Stilproblem II 50 ff., 1204, 1637 
– Transformation I 48 ff. 
– Verhältnis zur Demokratie II 1195, 1204 
REFIT-Programm I 950 f., 1174 
Regulierung 
– Agenturen 541 ff. 
– quasi-autonomous non-governmental or-

ganizations I 541; II 488 
– Parameter I 923 
Reiten im Walde II 1469 
relais actor thesis I 1162 ff. 
Rettungsschirm I 238 ff. 
Rewe-Handelsgesellschaft Nord II 852 ff., 

872 
Rewe-Zentralfinanz II 848 ff., 865 
Reyners II 657 
Rheinmühlen I II 158, 211 ff., 215 
Rheinmühlen II II 158, 211 ff., 222 
Richterprüfungsausschuss II 17 ff. 
– Maßstab der Auswahl II 20 ff. 
– mitgliedstaatliche Auswahl II 28 
– Repräsentativität der Richter II 24 f. 
– Rolle des Richters II 24 f. 
– Zusammensetzung II 17, 30 
Richtlinie I 670, 868 ff.; II 675, 683 ff.
– Abgrenzung zur Verordnung I 879 ff.; 

II 675, 699 ff., 710 
– beiläufig belastende Wirkung II 769 ff. 
– ersetzende Wirkung II 757 ff., 787, 803 f., 

817 ff., 954, 1044 
– Frustrationsverbot II 763 ff., 791 
– Grundrechte mit Richtlinien-Inhalt 

II 783 ff. 
– grundrechtskonformen Auslegung durch 

Umsetzungsgesetzgeber I 880 ff.
– Nicht-Umsetzung II 684 
– objektive Wirkung II 769 ff. 



� ?���@%������������970

– Ratio II 683 
– richtlinienkonforme Auslegung II 738 ff., 

948, 953 
– Schadensersatz bei Nichtumsetzung 

II 917 ff., 937 ff.
– strategischer Einsatz von Richtlinien I 870
– Umsetzung I 21; II 243, 675 ff.
– Umsetzungserfordernis I 868; II 675 ff. 
– unmittelbare Anwendbarkeit II 683 ff., 

946 ff. 
– Wesen II 683 
– s. richtlinienkonforme Auslegung 
– s. unmittelbare Anwendbarkeit von Richtli-

nien 
richtlinienkonforme Auslegung I 872; 

II 390, 582, 738 ff., 948, 953 
– Anwendungsbereich II 750 
– Beginn der Auslegungsverpflichtung 

II 760 ff.
– contra-legem-Problem II 753, 801 
– Frustrationsverbot II 763 f., 791 
– Grenzen II 742 
– horizontale Konstellationen II 751 
– Inter-Legalität II 754 
– Kooperationspflicht der Gerichte II 741, 

750 
– rahmenbeschlusskonforme Auslegung 

II 766 
– Reichweite II 752
– unionsrechtskonforme Auslegung II 758 
RL 2000/78/EG II 783 f., 799, 805 ff., 

814 ff.  
Römische Verträge I 93 
Rottmann II 1956 ff., 1967 
Rücknahmebefugnis der Kommission unter 

Art. 293 Abs. 2 AEUV I 1082 ff. 
Ruhrkohlen-Verkaufsgesellschaft II 1393 
Ruiz Zambrano II 2115 ff. 
Rule of Law II 1 ff., 77 ff., 88 ff., 91 
rule pre-emption I 785 
Rumänien  
– Finanzhilfen I 236 f. 
Runevi�-Vardyn und Wardyn II 2037 ff. 
Rupp, Hans Heinrich II 1092 
S.A. Dangeville v. France II 987 ff.
Salami-Taktik II 641, 1059 
Salgoil II 369, 665 
Sandel, Michael II 1919 
Sandys, Duncan I 65 
Sanktionsregime II 843 ff.
Santer-Kommission I 84, 177, 450, 458, 734, 

955 
Saramati II 1853, 1897 

Säulenstruktur I 158 ff., 170 II 562 ff. 
– Auflösung I 159, 163, 212 
– Besonderheiten der Dritten Säule I 158 ff.; 

II 569, 594, 1132, 1206, 1240 
– Zusammenhang mit Souveränitätsverständ-

nis I 160 
Sayn-Wittgenstein II 2034 ff. 
Schadensersatzanspruch II 917 ff., 937 ff.
– gegen letztinstanzliche Urteile II 967 f. 
– Nichtumsetzung von Richtlinien II 917 ff., 

937 ff. 
– Rechtsgrundlagen II 917 ff., 923 ff. 
– Verknüpfung mit nationalem Recht II 918 
– Verschulden II 934 ff. 
– Voraussetzungen II 917 ff., 942
Scharpf, Fritz I 136, 1194 
Schäuble, Wolfgang I 188, 270 
Schengener Informationssystem (SIS) I 285 
Schengen-System I 260 f., 276, 278, 285, 

323 
Schiedsgerichte II 190 ff., 536 
Schiedsverfahren II 196 f. 
Schlepper I 289, 317 f. 
Schlussfolgerung I 905 ff. 
Schmidberger II 1492 
Schottland  
– Kritik des Unabhängigkeitsbestrebens 

I 347 f. 
– Position der Union I 349 f. 
– Unabhängigkeitsreferendum I 345 ff. 
Schrems II 1369 
Schuldenbremse I 245 
Schuldenschnitt II 1193 f. 
Schuman, Robert I 64, 74 
Schuman-Erklärung I 75 ff.
Schutz der Privatsphäre II 1367 ff. 
Scientology II 687, 701, 1408 ff. 
Securities Markets Programme I 243 
Seefischerei-Erhaltungsmaßnahmen 

I 1116 ff.; II 624 
Segi u.a. II 560 ff., 1827 ff. 
Sekundärrecht 
– unmittelbare Anwendbarkeit II 674 ff. 
– s. Richtlinie 
– s. Verordnung 
Sekundärrecht II 674 ff. 
Selbstbindung I 909 
Selbstgestaltungsfähigkeit, demokratische 

II 1148 ff. 
Selbstregulierung I 933, 947 
Selbstständige II 2042 f., 2044 
self-executing rules II 590, 997 
– s. unmittelbare Anwendbarkeit  



� ?���@%������������ 971

Senator Lines II 1674 ff. 
Sezession I 345 ff. 
Sichere Herkunftsstaaten (Parlament/Rat)

I 437 
Simmenthal I II 368 
Simmenthal II II 240, 251, 873, 1013 ff., 

1021 ff., 1262 
Single Resolution Board I 252 
Single Resolution Fund I 252 
Single Resolution Mechanism (SRM) I 45, 

246, 248, 260 
Single Supervisory Mechanism (SSM) 

I 246 f. 
Sixpack I 245, 256 
Slowakei  
– Position in der Flüchtlingskrise I 300 ff. 
smart sanctions II 1370 
Sofrimport II 485 
soft law I 905 ff., 1175 
Solange I II 78, 157, 570, 1092 ff., 1123, 

1401 ff., 1424 
– Kritik II 1100 
– Minderheitsvotum II 1099 
Solange II II 1064, 1103 ff., 1123 ff., 1533, 

1790 
Solidarität I 271, 283; II 2081 ff.
Souveränität der Mitgliedstaaten I 31; 

II 1002 
– Revitalisierung des Souveränitätsargu-

ments I 184 
Sozialleistungen I 326; II 2040 ff.
Sozialpolitik I 164 
Sozialtourismus II 2002 ff., 2084 
Spaak, Paul-Henri I 74, 92 
Spanien 
– Hilfspaket I 242 
Spanien/Vereinigtes Königreich II 2124 f. 
Sperrwirkung I 31 
Sperrwirkung I 774 ff., 779, 785 ff., 1131 ff., 

1140 ff. 
spill-over-Effekte II 133 ff.
– s. Unionsrecht 
– s. Vorabentscheidungsverfahren 
Spinelli, Altiero I 65, 74 
SPUC/Grogan I 1438 
SRM-Verordnung I 827, 1011 ff. 
Staatenverbund II 1143 
Staatsangehörigkeit II 1956 ff. 
– Aberkennung II 1959 f. 
Staatsanleihen II 1183 ff. 
Staatsbegriff II 732 ff. 
Staatshaftung, s. Haftung der Mitgliedstaaten 
Staatsschuldenkrise I 232 ff.; II 1169 ff.

– s. Finanzkrise 
Staatsverschuldung I, 236 ff.
Stabilisierungsmechanismusgesetz I 263 
stare decisis II 293 
Stauder II 1394, 1406 
Steinmeier, Frank-Walter I 390 
Stellungnahme I 905 
Steuerharmonisierung I 406, 629  
Stillhalteverpflichtung I 1013  
Stimmgewicht im Rat, s. Abstimmung im 

Rat 
Stipendium II 2109 ff. 
Stone Sweet, Alec II 158 
Stork II 1393, 1398 
Streichungsverfahren II 1818 ff. 
Streitbeilegungsmechanismen II 550 f. 
Strukturfonds I 919 
Studenten II 2042, 2106 ff.
Subsidiarität I 830 ff., 944 
– Logik des Föderalismus I 834 
– Logik der kulturellen Identität I 835 
– gerichtliche Kontrolle durch EuGH 

I 840 ff. 
– politische Kontrolle I 848 ff., 853 ff. 
Subsidiaritätsklage II 439 
Subsidiaritätsprinzip I 212, 1039, 1174 
– Rolle der nationalen Parlamente bei der 

Kontrolle I 848 ff., 1039 
Subsidiaritätsrüge I 326, 328 
Supranationalismus I 33, 103, 111, 124, 

626 f. 
– Entscheidungssupranationalismus I 33, 

1134 
– normativer I 33, 111 
Supranationalismus I 926, 929 ff. 
– alte supranationale Governance I 929 
– Politikverflechtungsfallen I 929 f. 
– neue supranationale Governance I 931 
Symbolik II 1325 ff. 
– Flagge II 1328 
– Hymne II 1327 
Syndicat général des fabricants de semoule 

de France II 1261 
Syrien, Bürgerkrieg I 276 ff. 
Tabakwerbung (Deutschland/Parlament und 

Rat) I 810 ff. 
Tariftreueerklärung II 249 
Telefónica II 452 ff., 501 
Terror I 376 ff.; II 1789 ff. 
Terroranschläge I 303 ff. 
Tertiärrechtsetzung I 1175 
Test Achats II 161, 1366, 1546 
Thatcher, Margaret I 132, 323; II 1920 



� ?���@%������������972

Traghetti II 959, 974, 976 f. 
traité cadre I 93; II 1393, 1399 
traité loi I 93 
Transatlantic Trade and Investment Partner-

ship I 529; II 1253 
Transatlantisches Freihandelsabkommen, s. 

Transatlantic Trade and Investment Part-
nership 

Transformationsakte I 864 
Treibhausgasemissionen II 1626 
trigger-Modell II 1046 
Triloge I 1153 ff. 
– demokratische Verluste I 1159 ff. 
Trojani II 2057 ff. 
Trump, Donald I 338; II 1253, 1951 
Tschechien 
– Position in der Flüchtlingskrise I 300 
– tschechisches Oberstes Verwaltungsgericht 

II 1269 ff. 
– tschechisches Verfassungsgericht 

II 1267 ff., 1427 
Tschernobyl II 438 
Tsipras, Alexis I 250, 273 
TTIP, s. Transatlantic Trade and Investment 

Partnership 
Türkei I 305 ff. 
– Beitritt zur EU I 177 ff., 305, 312, 314 ff. 
– Böhmermann-Affäre I 181 
– Flüchtlingskrise I 181, 278 f., 307 ff.
– Journalisten I 181 
– Kooperation mit der EU I 305 ff.  
– Putschversuch I 181 
– Verfassungserneuerung I 181 
Tusk, Donald I 212, 561 
TWD II 529 ff. 
Twopack I 245, 256 
Überlagerung mitgliedstaatlichen Rechts 

durch Unionsrecht, s. Verhältnis Unions-
recht/mitgliedstaatliches Recht 

Übertragung von Hoheitsrechten II 1002, 
1073 ff.; 1117 ff. 

UKIP I 325
Ullens de Schooten II 419 
ultra-vires-Handeln der Union II 838, 1016, 

1031, 1075, 1117 ff., 1153 ff., 1183 ff., 
1966 

– ausbrechende Rechtsakte II 1124 
– durch den EuGH II 1624 f. 
– durch die Europäische Zentralbank 

II 1183 ff. 
– Maßstäbe für Kontrolle durch BVerfG 

II 1156 ff., 1201 

– Prüfungskompetenz des BVerfG 
II 1123 ff. 

– Rechtsfortbildung II 1157 ff. 
– strukturelle Verschiebung II 1158 ff.  
Umgekehrter Regionalismus I 1202 ff. 
Umsetzungsgesetz II 1132 ff. 
– Verfassungsbeschwerde gegen II 1132 ff. 
Umsiedlungsmechanismus I 290 ff. 
Umweltverträglichkeitsprüfung II 769 f., 

779 
Ungarn I 359 ff.
– demokratische Kritik I 373 f. 
– Finanzhilfen I 236 f.  
– politische Entwicklungen I 359 ff. 
– Position in der Finanzkrise I 297 ff., 371 
– Visegrád-Gruppe I 298 ff. 
Unilever Italia SpA II 778 
Unión de Pequeños Agricultores (UPA) 

II 495 ff., 501, 508, 515 
Unionsbürgerrichtlinie II 1987 ff., 2000, 

2019, 2064, 2074 ff., 2093 
– Konflikte II 1990 
Unionsbürgerschaft I 84, 165, 191 ff., 270, 

1331; II 1910 ff. 
– als Projekt II 1935 ff.
– Anwendungsbereich II 1991 f., 1995, 

2021 ff., 2048 ff., 2115 ff. 
– Aufenthaltsbedingungen II 2002 ff. 
– ausreichende Existenzmittel II 2007 ff., 

2012, 2064 
– Ausrichtung auf Rechte des Einzelnen 

II 1993 ff. 
– autonomer Bürger II 1932 
– Bedeutung II 1912 ff., 1973 ff. 
– Beschränkung der Freizügigkeit II 2028 ff. 
– Beschränkung von Sozialleistungen I 326; 

II 2040 ff.
– Diskriminierungen II 2018 ff.
– Doppelbödigkeit des Diskurses II 1939 ff. 
– Entwicklung II 1917 ff. 
– Exklusion II 1944 ff., 1959 
– Fortentwicklung durch den EuGH II 2015, 

2021, 2024 ff., 2031 ff., 2045 ff. 
– Grenzen II 1996, 2051, 2058 ff., 2077 ff., 

2101 ff. 
– grundlegender Status I 270; II 1965 ff., 

2026, 2050, 2100 
– Identität II 1921, 1932, 1943 ff.
– Imagination des Politischen I 191 f.; 

II 1299 ff.,1913, 1949 f., 1969, 2083 
– imaginatives Potential II 1925 f. 
– Inländerdiskriminierung II 2030   
– Kategorien von Unionsbürgern II 2041 ff.



� ?���@%������������ 973

– Kritik an der Rechtsprechung des EuGH 
II 2014 ff., 2022, 2027, 2056, 2071 f., 
2114, 2121 ff.

– Loyalität II 1927 f. 
– Nähe zur Personenfreizügigkeit II 1923 ff. 
– Partizipation II 1913 
– politische Theorie II 1920 
– politischer Legitimationsbedarf II 1951 f.
– Politisierung II 1951 
– Primärrecht II 1982 ff., 1998, 2019, 

2074 ff. 
– Recht auf Freizügigkeit und Aufenthalt 

II 1997 ff. 
– Rechtsprechung II 1991 ff., 2015, 2021 
– Sekundärrecht II 1985 ff., 2000, 2019, 

2074 ff., 2093 
– Solidarität I 271, 283; II 2081 ff. 
– Souveränitätsschonung II 1959 ff.
– Symbolik II 1939 ff. 
– Unterscheidung zur Marktbürgerschaft 

II 1928 ff. 
– Verfassungsförmigkeit I 45; II 1745, 1930, 

2080, 2100 
– verfassungsrechtliche Argumentation 

II 2059 ff., 2079, 2109 
– Verhältnis zur Staatsangehörigkeit

II 1953 ff., 1968 f. 
– Wende der Rechtsprechung II 2069 ff., 

2097, 2097 ff.
– Zugehörigkeit II 1929, 1958 ff. 
– s. Imagination des Politischen 
– s. Freizügigkeit 
Unionsmethode I 165, 1011 ff. 
Unionsrecht 
– allgemeine Rechtsgrundsätze II 670 ff., 

1386 ff., s. Rechtsgrundsätze, allgemeine 
– als Teil des nationalen Rechts II 132 
– Auslegung II 618 ff., 629, 1000 ff. 
– Autonomie des Rechtssystems II 548, 561 
– dezentrale Konzeption I 407; II 236, 

246 ff., 358 
– effet utile, s. dort 
– Einheitlichkeit II 576, 629, s. dort 
– Geltungsgrund II 1075   
– Grundrechte, s. dort 
– Konflikt mit nationalen Rechtsordnungen 

I 122; II 994 ff. 
– Primärrecht II 596 ff. 
– Rolle des Individuums II 590, 593, 622 ff., 

1322, 2069 ff. 
– Sekundärrecht II 674 ff. 
– unmittelbare Anwendbarkeit, s. dort 

– Verfassungsqualität I 35 ff.; II 578, 620 f., 
1060 

– Vergleich mit Völkerrecht I 103; II 557 f., 
589 ff., 958 f. 

– Verhältnis zum mitgliedstaatlichen Recht, 
s. Verhältnis Unionsrecht/mitgliedstaatli-
ches Recht 

– Verhältnis zum Völkerrecht bzgl. der 
Grundrechte II 1788 ff. 

– Verletzung durch Handlungen von Unions-
organen II 252 ff. 

– Verwerfungskompetenz II 329, 1012, 
1023 ff. 

– Vorrang, s. dort 
unionsrechtskonforme Auslegung II 758, 

1194 
United Kingdom Independence Party I 325 
unmittelbare Anwendbarkeit I 21, 31, 103; 

II 60, 573 ff., 580, 587 ff., 596 ff.
– Ausdehnung II 653 ff. 
– Bedeutung II 573 ff., 592 
– Beschlüsse II 680 ff. 
– Beweislastumkehr II 632
– Dimensionen, nationale und internationale 

II 597 ff., 609 ff. 
– Drittschutz II 601 
– Dualismus II 590 
– Folgerechtsprechung zu van Gend en Loos

II 649 ff.
– Governance-Dimension II 642 ff.
– horizontal I 21; II 658 ff. 
– Horizontalität bei Grundrechten II 670 ff. 
– Monismus II 590 
– Primärrecht II 596 ff.
– Richtlinien II 683 ff. 
– Sekundärrecht II 674 ff.
– self-executing rules II 590 
– van Gend en Loos II 596 ff., 605 ff.
– Vergleich Unions- mit Völkerrecht 

II 589 ff., 994 ff. 
– Verhältnis zum Vorrang II 1043 ff.
– Verordnungen II 676 ff.
– vertikal II 596 ff., 658 
– Voraussetzungen, II 597 ff., 627 ff., 653 
– s. Richtlinie 
– s. unmittelbare Anwendbarkeit von Richtli-

nien 
unmittelbare Anwendbarkeit von Richtlinien 

I 120; II 683 ff., 946 ff. 
– defensive Konstellation II 704 f. 
– Einzelfallprüfung II 694 
– ersetzende Wirkung von Richtlinien 

II 757 ff., 787, 803 f., 817 ff., 954, 1044 



� ?���@%������������974

– Gerechtigkeitsproblem II 730 ff., 800, 832 
– Grundrechte mit Richtlinien-Inhalt 

II 783 ff.
– horizontal II 390, 700, 707 ff., 720 ff., 

832 ff., 946 ff. 
– objektive Wirkung der Richtlinie II 769 ff. 
– offensive Konstellation II 713 
– Ratio der Effektivität II 687 ff., 706 
– Ratio des Rechtsmissbrauchs II 703 ff.
– Staatsbegriff II 732 ff. 
– Uneinheitlicher Rechtsschutz II 728 ff.
– Unzufriedenheit der Höchstgerichte 

II 714 ff. 
– vertikal II 700, 946 ff. 
– Voraussetzung der hinreichenden  

Bestimmtheit II 695 
– Wortlaut des Art. 288 Abs. 2 AEUV 

II 691 f., 706 
– zeitlicher Beginn II 696 
unmittelbare Wirkung des Unionsrechts 

II 588 ff. 
– s. unmittelbare Anwendbarkeit 
Unrecht, judikatives II 957 ff.
UN-Recht, s. Recht der Vereinten Nationen 
Untätigkeitsklage I 733; II 423
– Voraussetzungen II 423 
Urigkeit II 1346 ff., 1351 ff. 
van Duyn I 21; II 656, 687 ff., 1406 ff., 1508 
van Gend en Loos I 122, 395; II 596 ff., 

605 ff., 617 ff., 996 ff., 1055, 1274 ff., 
1401

– Analyserahmen II 597 ff.
– Auslegungsmethoden des EuGH II 618 ff., 

1000 ff. 
– Bedeutung II 642 ff. 
– Begründetheit II 617 ff.
– Folgerechtsprechung II 649 ff.
– Governance-Dimension II 642 ff. 
– Individuum II 622 ff. 
– Legitimationssuche durch Union II 648 
– Sachverhalt II 605 
– teleologische Interpretation durch EuGH 

II 619 ff. 
– Voraussetzungen für unmittelbare  

Anwendbarkeit II 627 ff.
– Vorrang II 633 ff., 996 ff.
– Zuständigkeit des EuGH II 606 ff.
van Rompuy, Herman I 212, 218, 561 
Variola I 866 
Varoufakis, Yanis I 250 
Varzim Sol II 393 
Vatsouras und Koupatantze II 2095 
Venedig-Kommission I 368 

Verantwortlichkeit der Mitgliedstaaten, s. 
Haftung der Mitgliedstaaten 

Verantwortlichkeit von Organen I 253 
Verantwortlichkeit, politische I 489, 1188 ff. 
Verbot der monetären Haushaltsfinanzierung 

II 1184, 1193, 1198 
Verbunddogmatik I 573 ff. 
– s. Verhältnis Unionsrecht/mitgliedstaatli-

ches Recht 
vereinfachtes Verfahren II 405 
Vereinte Nationen  
– Menschenrechte II 1416 
– Seerechtsübereinkommen II 541, 549 
– Unionsgrundrechte und das Recht der VN 

II 1788 ff. 
– s. Recht der Vereinten Nationen 
Verfahrensarten II 87 ff. 
– mitgliedstaatliche Rechtsverletzungen 

II 94 f. 
– System II 88 ff. 
– Zugang zum EuGH II 90 
Verfahrensrecht II 861 ff. 
– s. Haftung der Mitgliedstaaten 
Verfassung II 1296 ff. 
– als Raum der Imagination II 1298 ff. 
– Identitätsaspekt II 1299 f. 
Verfassungsbeschwerde gegen Unionsrecht 

II 1081 ff., 1104 ff. 
Verfassungsdialog I 22, 32 
Verfassungsgerichte II 263 ff. 
– Verhältnis Fach- und Verfassungsgerichte 

II 238 ff., 246 ff. 
verfassungskonforme Auslegung II 796 
Verfassungskonvent I 193 ff., 569; II 515 
– Konventmethode I 194 
Verfassungsrecht, europäisches I 35 ff. 
Verfassungssymbolik 
– im Verfassungsvertrag I 191 ff. 
– Verzicht im Lissabon-Vertrag I 209 ff. 
Verfassungsvertrag I 39, 84, 193 ff., 608, 

610, 637; II 1037, 1261, 1327, 1331, 1692 
– demokratische Problematik I 200 ff. 
– Inhalt I 196 
– Konvent I 193 ff.; II 1355 
– Lissabon-Vertrag als Ersatz I 208 f. 
– Reaktion auf Ablehnung I 199 ff. 
– Referenden I 197 f. 
– Scheitern I 84 
– symbolische Bedeutung I 193; II 1327 
– Verzicht auf Verfassungssymbolik I 209 ff. 
Verhältnis Unionsrecht/Recht der Vereinten 

Nationen II 1788 ff. 



� ?���@%������������ 975

Verhältnis Unionsrecht/mitgliedstaatliches 
Recht I 13; II 573 ff., 843 ff., 994 ff., 
1075 ff. 

– deutsche Verfassungsrechtsordnung 
II 1068 ff. 

– Identitätskontrolle II 1137 ff., 1174, 1195, 
1218 ff., 1231 ff., 1242 ff., 1252 

– Kompetenzverteilung II 1075 
– Konflikt I 120 ff.
Verhältnismäßigkeit II 1996, 2008 ff. 
Verhältnismäßigkeitsprinzip I 831 f., 944 
Vermittlungsausschuss I 1038, 1048 
Verordnung I 670, 863 ff.; II 675 ff. 
– Abgrenzung zur Richtlinie I 879 ff.; 

II 675, 699 ff., 710 
– unmittelbare Anwendbarkeit II 676 ff., 690 
Verschraubung Unionsrecht/mitgliedstaatli-

ches Recht, s. Verhältnis Unionsrecht/mit-
gliedstaatliches Recht 

Verstärkte Zusammenarbeit I 974 ff. 
Verteilungsschlüssel I 290 ff. 
Vertragsänderungen I 568 ff., 682 
– s. Änderungsverfahren 
Vertragsverletzung durch Handlungen von 

Unionsorganen II 252 ff. 
Vertragsverletzungsverfahren I 533; II 97 ff. 
– Ausnutzung der Schwächen II 115 
– Bedeutung der unteren Fachgerichte II 985 
– compliance bargaining II 105 
– Dauer II 99 
– Effizienz II 100 ff.
– Erfolgsquote II 106 
– Erledigungen im Vorfeld II 103 ff. 
– Fristsetzungsschreiben II 103 f. 
– gegen Gerichte II 967 f., 971 
– gegen Unionsorgane I 533; II 422 ff. 
– Monitoring-Problem II 111 
– Phasen II 98
– Pilotverfahren II 102 
– politisches Ermessen der Kommission 

II 113 
– Schwächen II 110 ff.  
– Stärken II 107 ff. 
– Statistik II 103 
– Stellung der Kommission I 495 f., 533 

II 116 
– Wirkung II 991 f. 
Verwaltungsverbund I 937 
Verwerfungskompetenz II 329, 1012, 

1023 ff. 
– BVerfG II 1032 ff. 
Verwirklichung des Gemeinsamen Marktes 

I 132 

Veto I 1130 ff. 
– s. Abstimmung im Rat 
Vielleicht II 1101, 1424 
Viking II 662 
Vischim II 486 
Visegrád-Gruppe I 298 ff. 
Volk II 1914 
– demoicracy II 1966 
– Diskurszusammenhang I 740 f. 
– Homogenitätserfordernis II 1326 
– no demos-These I 1127 
– s. Imagination des Politischen 
Völkerrecht I 103, 914; II 557 f., 589 ff., 

958 f., 994 
– Abschluss völkerrechtlicher Verträge  

außerhalb des Unionsrahmens I 984 ff. 
– als Bestandteil des nationalen Rechts 

II 603 
– Demokratiefragen bei Ratifikation völker-

rechtlicher Verträge I 1016 f. 
– Durchsetzungsmechanismus II 3 
– Individuum II 597 ff. 
– internationale Spruchkörper II 3 
– Reziprozität II 590 
– self-executing rules II 590 
– soft law I 914 
– Vergleich mit Unionsrecht I 103; II 557 f., 

589 ff., 958 f. 
– Vergleich mit Unionsrecht und nationalem 

Recht I 103 
– völkerrechtliche Verantwortlichkeit II 591 
– s. Recht der Vereinten Nationen 
völkerrechtliche Abkommen I 679; 

II 1252 ff. 
völkerrechtliche Verträge II 597 ff. 
– außerhalb des Unionsrahmens I 984 ff. 
– legislativer Umsetzungsakt II 602 f. 
Volksmudschaheddin des Iran II 1823 
Vollzug des Unionsrechts 
– durch die Mitgliedstaaten I 527; II 848 ff. 
– unionseigener I 527 f. 
von Colson und Kamann II 739 ff., 844 
Vorabentscheidungsverfahren II 117 ff.,

180 ff., 587, 983 ff. 
– Acte clair II 309 ff. 
– als Schlüsselelement II 117 
– als Ventil bei Individualbeschwerden 

II 512 
– Arbeitsanfall II 174 
– Art. 267 AEUV II 181 f. 
– ausreichend klare Formulierung der  

Vorlagefrage II 393 ff. 



� ?���@%������������976

– Bedeutung der unteren Fachgerichte 
II 155, 162 ff., 208, 982 ff.

– Bedeutung II 117 f., 152, 395 
– Befolgungsbereitschaft II 1203 
– Begründungspflicht II 142 
– Compliance II 513 f. 
– Frist II 523 ff. 
– Funktion II 1195 
– Gerichtsbegriff II 183 ff.
– gleichzeitige Vorlage an EuGH und 

BVerfG II 251 
– Höchstgerichte II 160 f., 166 ff. 
– hypothetischer Fall II 372 ff. 
– Klagebefugnis II 138 
– Konstellationen II 119 ff.
– Kooperation mitgliedstaatlicher Gerichte 

II 118, 140 ff., 150 ff., 358 
– letztinstanzliche Gerichte II 203 ff., 227, 

358 
– mitgliedstaatliche Gerichte II 123, 129, 

162 
– mitgliedstaatlicher Instanzenzug II 208 ff., 

237 ff. 
– Nichtvorlage II 142 
– Paradigmenwechsel II 168 ff. 
– Präzedenzfall-System II 293 ff.
– Probleme II 174 ff.
– Prüfung der Entscheidungserheblichkeit 

II 391 ff. 
– Rechtsprechung des EGMR II 418 ff. 
– Reformen/Reformvorschläge II 395 ff., 

402 ff. 
– Schiedsgericht II 189 ff.  
– Schwächen II 139 ff.
– Sicherung von Homogenität II 565 
– spill-over-Effekte II 133 ff. 
– Stärken II 123 ff. 
– Statistik II 152, 395, 978 
– Subjektivierung II 412 ff. 
– Tandem-System II 138, 151, 164 
– Unionsrechtsverletzung durch Mitglied-

staat II 120 
– Unzulässigkeit des Ersuchens II 363 
– Verfahrensdauer II 138 
– Verfahrensdauer II 174 
– Verfahrensgang II 121 f. 
– Verhältnis Vorlage an den EuGH/Verfas-

sungsgericht II 237 ff. 
– Verschiebungen II 132 
– Vorlage durch Verfassungsgerichte II 161, 

358, 1183 
– Vorlageberechtigung II 141, 211 ff., 225, 

237 ff. 

– Vorlagefrage II 122, 362 ff., 388 
– Vorlagepflicht II 141 ff., 246, 252 ff., 302, 

1023, 1155, 1236 
– Vorlagerebellion I 21, 143; II 160, 312 f., 

702 ff., 890, 1103 
– Vorlageverhalten der Höchstgerichte 

II 976 ff. 
– Vorlagevermeidung II 1203 
– Vorlagezahlen II 395, 978 
– Zurückweisung von Vorlagen II 362 ff. 
– s. Foto-Frost
Vorlagefrage II 122, 362 ff., 388 
Vorlagepflicht II 141 ff., 246, 252 ff., 302, 

332 ff., 1023, 1155, 1236 
– Ausnahmen II 288 ff., 309 ff. 
– Begründungszwang II 142 
– bei widersprechender Auslegung durch 

Verwaltungsbehörden II 336 ff. 
– Dezentralisierung II 358  
– letztinstanzliche Gerichte II 290 ff. 
– nationaler Mechanismus II 143 ff. 
– Vertragsverletzungsverfahren II 148 f. 
– s. Acte clair 
– s. Präzedenzfall 
Vorlagerebellion I 21, 143; II 160, 312 f., 

702, 890, 1103 
Vorrang des Unionsrechts I 103, 120; II 262, 

633 ff., 994 ff., 1273 ff., 1401 ff. 
– Akzeptanz durch die Gerichte II 1061 ff.,

1064 ff. 
– Anwendungsvorrang II 1015, 1030
– aus nationaler Perspektive II 1048 ff., 

1257 ff., 1260 ff.
– Begründung des Vorrangs in Costa/ENEL

II 1000 ff., 1275
– Brückentheorie II 1075, 1081, 1278 f. 
– deutsche Verfassungsrechtsordnung 

II 1068 ff.  
– Dimensionen II 1009 ff., 1048 ff.
– Erklärung im Vertrag von Lissabon 

II 1038 ff. 
– gegenüber dem Grundgesetz II 1092 ff.
– Geltungsvorrang II 1015, 1030
– Gemengelage II 1273 
– höherer Schutz durch nationales Recht 

II 1208 ff. 
– in den Verträgen II 1036 ff. 
– jurisdiktionelle Frage II 1015 
– Kompetenz-Kompetenz, juristische 

II 1016, 1031 f., 1039 ff., 1048 ff., 1064, 
1276 f.

– lex posterior derogat legi priori II 1011, 
1021 f.



� ?���@%������������ 977

– Normenhierarchie II 1010, 1018 ff.
– Normenkollision II 1015, 1030, 1095 ff.
– Pluralismus II 1284 ff. 
– politischer Widerstand II 1053 ff. 
– Rechtsanwendungsbefehl II 1064 ff. 
– transnationaler Kontext gerichtlicher Ent-

scheidungen II 1289 ff. 
– Übergangsmaßnahmen II 1033 ff. 
– Verhältnis zur unmittelbaren Anwendbar-

keit II 1043 ff. 
– Verwerfungskompetenz II 1012, 1023 ff.
– Vorrangdurchbrechung durch Verfassungs-

recht II 1208 ff. 
– s. Pluralismus 
Vorrang umsetzungsgebundener Rechtsakte 

II 1133 
Vorratsdatenspeicherung (BVerfG) II 1155, 

1368, 1626 
Vorratsdatenspeicherung I (EuGH) I 163, 

822 
Vorratsdatenspeicherung II (EuGH) I 881 ff. 
Vorratsdatenspeicherungs-Richtlinie I 826 
Wachauf II 1568 f 
Wahlrecht, Art. 38 GG II 1117 f., 1137 ff., 

1170 ff., 1184 f. 
– Ausweitung II 1185 f. 
Wahrnehmung der EU I 269, 715 ff. 
Währungspolitik I 243, 258, 262 ff., 534, 

678, 760; II 1184, 1197 
Walrave und Koch II 658 ff. 
Warnhinweise für Tabakerzeugnisse II 1129 
Weiler, Joseph H. H. I 39; II 1060, 1296, 

1345, 1410, 1929, 1931, 1967 
Weißbuch Europäisches Regieren I 955 ff. 
Weißbuch zur Vollendung des Binnenmark-

tes 1985 I 128, 131, 285 
– s. Einheitliche Europäische Akte 
Weißbücher I 511, 857 
Welthandelsorganisation I 914; II 551 ff.
– WTO-Recht II 553 ff.
Wertegemeinschaft I 283, 372
Westeuropäische Union I 91 
Wettbewerbsrecht II 361 
Wilders, Geert I 338, 356 
Wille, demokratischer I 1170 
Winner Wetten II 1033, 1132 
Wirtschafts- und Sozialausschuss I 411, 431, 

536, 658, 680 
Wirtschafts- und Währungsunion I 138 ff., 

150 ff., 244, 252, 256 f., 323 
Wirtschaftspolitik I 243, 258, 262 ff., 534, 

678, 760; II 1184, 1192 
WTO-Recht II 553 ff.

– unmittelbare Anwendbarkeit II 553 f. 
– unmittelbare Anwendbarkeit von Entschei-

dungen der Streitschlichtungsorgane 
II 555 

X und van Dijk (verb. Rs.) II 345 ff.
X und X I 320 
Zuckerfabrik Süderdithmarschen II 268 ff. 
Zustimmungsgesetz II 1068, 1075, 1081, 

1117 ff., 1137 ff., 1142, 1170 
Zweiter Weltkrieg I 61 
zwingende Erfordernisse II 1570 ff. 
Zwischenstaatliche Vereinbarung I 252 
Zypern I 178, 230 
– Hilfspaket I 242 
– Staatsverschuldung I 242, 250 
– Zypernkonflikt I 178, 230 




